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A.  Eheschließungsreformen. 

Der  Frauenkauf. 

Wenn  man  sich  ein  Bild  davon  machen  will,  wie  sich 
der  Frauenkauf  resp.  Brautkauf,  die  typische  Art  der  Ehe¬ 
schließung  bei  den  Germanen  entwickelt  hat,  so  muß  man 
auf  die  Zustände  zurückgreifen,  welche  zur  Zeit  herrschten, 
als  unsere  Vorfahren  noch  in  einer  tiefen  Kulturstufe  standen. 
Bei  einer  Vergleichung  mit  den  Sitten  der  heute  existierenden 
Naturvölker,  z.  B.  in  Nordkalifornien,  bei  den  Kaffern1,  Chi¬ 
nesen  2  u.  a.  m.,  können  wir  sehen,  daß  die  Frau  nichts  anderes 
als  ein  Handelsartikel  ist,  mit  dem  beliebig  verfahren  werden 
kann. 

Nauhaus  erzählt :  Der  Nachlaß  der  Kaffern  besteht 
aus  Rindern,  Weibern  und  Töchtern,  der  Erbe  erbt 
daher  auch  die  Weiber  und  Töchter  des  Nachlasses.  Wir 
können  das  gleiche  bei  den  Germanen  annehmen,  von  denen 
noch  Überlieferungen  in  dieser  Richtung  in  Form  von  Sagen 
existieren. 

Wohl  alle  Nationen  haben  ursprünglich  in  kleinen  Ge¬ 
meinwesen  nur  sozusagen  gruppenweise  susammengelebt,  in 


1  Nauhaus,  Das  Familienleben,  Heiratsgebräuche  und  Erbrecht  der  Kaffern, 
Ztschr.  f.  Ethnologie  1882  IV,  S.  21 1. 

2  Peschei,  Völkerkunde  S.  336. 
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einem  kommunistischen  Gebilde,  in  welchem  alles  Gesamt¬ 
eigentum  dieses  Gemeinwesens  war.  Heute  noch  sind  Völker 
vorhanden,  bei  welchen  ein  derartiges  Gemeingut  existiert, 
und  zwar  gehören  hierzu  auch  die  Frauen.  Ich  denke  daher 
nicht  fehlzugehen,  wenn  wir  dasselbe  bei  den  Germanen  in 
ihrem  Urzustände  annehmen.  Das  Alleineigentum  hat  sich 
dann  durch  das  Recht  des  Stärkeren  entwickelt  und  das 
Natürliche  ist,  daß  zuerst  das  Weib  Gegenstand  eines  solchen 
Alleineigentums  war.  Mit  der  Bildung  eines  solchen  wuchs 
auch  der  Tauschhandel  und  dementsprechend  der  mit  Frauen. 
Sie  wurden  genau  so  vertauscht  und  verhandelt,  wie  andere 
Artikel,  und  zwar  so,  daß  sie  nicht  Eigentum  des  andern 
Gemeinwesens,  sondern  Alleineigentum  des  Käufers  bezw. 
Täuschers  wurden.  Daraus  erklärt  sich  dann  weiter  dessen 
freies  Verfügungsrecht  über  das  Weib;  er  kann  mit  ihm 
machen,  was  er  will,  sie  töten,  verschenken,  weiter  verkaufen, 
züchtigen  usw.,  wie  dieses  nach  altdänischem  Recht  möglich 
war1,  kurz  die  Frau  hatte  keinen  Augenblick  freie  Disposition 
über  sich  selbst;  nicht  nur  in  geschlechtlicher,  sondern  auch  in 
jeder  anderen  Beziehung  war  sie  der  freien  Willkür  des 
Mannes  anheimgegeben.  Dementsprechend  gehörten  auch  die 
Kinder  dem  Manne  als  Eigentum  geradeso  gut,  wie  Kautsky 2 
sich  drastisch  ausdrückt,  wie  wenn  er  eine  Kuh  gekauft  und 
von  dieser  ein  Kalb  erhalten  hätte. 

Aus  den  Vergleichen  mit  den  Sitten  jetziger  Naturvölker 
des  weiteren,  hauptsächlich  aber  aus  den  Überlieferungen 
und  Sagen  kann  man  schließen,  daß  bei  den  Germanen  in 
vorgeschichtlicher  Zeit  das  Weib  ebenfalls  nichts  anderes 
als  ein  Handelsartikel  gewesen  ist.  Tacitus3  erzählt  von  den 


1  Vgl.  Kolderup-Rosenvinge  24. 

2  Karl  Kautsky,  Die  Entstehung  der  Ehe  und  Familie  II  in  Kosmos 
S.  335,  Bd.  XII. 


3  Tacitus  Annales  IV,  72. 
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Friesen,  daß  sie  um  die  von  Drusus,  dem  Bruder  des  Tiberius, 
auf  erlegten  drückenden  Steuern  aufzubringen,  ihre  Weiber 
und  Kinder  veräußerten.  Allerdings  handelt  es  sich  hier  um 
einen  Notfall. 

Nach  Weinhold1  wird  in  der  Landnamab.  I,  21  von  dem 
Isländer  Illugi  dem  Roten  erzählt,  daß  er  seine  ganze  fahrende 
Habe  mit  samt  seiner  Frau  Sigrid  an  Holm-Starri  verkaufte. 
Diese  allerdings  ertrug  dieses  Leid  nicht,  sondern  erhängte 
sich.  Weiter  möchte  ich  noch  anführen,  daß  der  Germane 
unter  Umständen  neben  seiner  Habe  auch  seine  Frau  ver¬ 
spielte,  eine  Tatsache,  die  so  allgemein  bekannt  ist,  daß  sie 
eigentlich  keines  weiteren  Beweises  bedarf2. 

Weinhold3 4  führt  noch  ein  Beispiel  aus  der  Flämanasaga 
Kap.  17  an,  wo  der  Isländer  Thorgils,  der  mit  seiner  Frau 
längere  Zeit  in  Norwegen  lebte,  nach  seiner  Heimat  zurück- 
kehren  will.  Diese,  eine  Schottin,  ist  ihm  unangenehm  und 
er  läßt  sie  deshalb  seinem  Freunde  Thorstein  dem  Weißen 
als  Andenken  zurück. 

Diese  Schenkung  wurde  damals  nach  Weinhold  auch 
überall  gebilligt. 

Die  weiteste  Verfügung  über  die  Frau  ist  wohl  die  über 
Tod  oder  Leben  derselben  gewesen;  falls  ein  Mann  starb, 
so  hatte  seine  Frau  in  ältester  Zeit  mitzusterben  4,  der  gleiche 
Brauch,  wie  wir  ihn  heute  noch  bei  den  Indern  kennen. 
Mit  dem  Weib  wurden  gewöhnlich  noch  das  Lieblingspferd 
und  Hunde  eventl.  auch  Dienerschaft  mitverbrannt5. 


1  Weinhold  a.  a.  O.  11. 

2  Tacitus,  Germ.  24. 

3  a.  a.  O.  11. 

4  J.  Grimm,  Rechtsaltertümer  451. 

6  Weinhold  führt  hiefür  die  Stelle  aus  Sigurtargn.  III,  65  ff  an. 
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Allmählich  aber  änderte  sich  das  Verhältnis  des  Mannes 
zur  Frau  und  diese  erlangte  eine  würdigere  Stellung  ihrem 
Manne  gegenüber,  eine  Umwandlung,  die  wohl  nicht  zuletzt 
der  germanischen  Veranlagung  zuzuschreiben  sein  dürfte. 
Weinhold  sagt1:  Altnordische  Geschichten,  welche  sonst  von 
wenig  milden,  aber  von  vielen,  rauhen  und  blutigen  erzählen, 
berichten  uns  von  mehr  als  einem  Mann,  der  nach  dem  Tode 
seiner  Gattin  auf  ihrem  Grabhügel  Tag  und  Nacht  in  tiefem 
Harme  saß.  König  Harald  Schönhaar  hatte  eine  seiner 
Frauen  der  Sage  nach  so  lieb,  daß  er,  als  sie  starb,  den 
Leichnam  nicht  von  sich  lassen  wollte.  Zu  Tacitus2  Zeiten 
auf  alle  Fälle  war  das  Eheleben  auf  einer  hohen  kulturellen 
Stufe,  obwohl  auch  noch  zu  jener  Zeit  Vielweiberei  vorkam3. 

Mit  der  Änderung  des  tatsächlichen  Verhältnisses  des 
Mannes  zur  Frau  treten  wir  in  eine  neue  Periode  ein,  in 
welcher  der  Mann  allerdings  immer  noch  durch  Kauf  sich 
seine  Frau  erwarb,  aber  nicht,  wie  man  einen  beliebigen 
Gegenstand  kauft,  sondern  unter  Berücksichtigung  ihrer 
persönlichen  Stellung,  die  ihr  allmählich  eingeräumt  wurde. 

Über  das  Verhältnis  des  Frauenraubes  zum  Frauenkauf 
hat  sich  bei  vielen  Forschern  ein  ausgedehnter  Streit  ent¬ 
wickelt4. 

Von  mancher  Seite,  z.  B.  von  Dargun5  und  Heusler6, 
wird  behauptet,  daß  Frauenraub  als  die  normale  Eheschlie¬ 
ßungsform  der  Germanen  in  ältester  Zeit  anzusehen  sei. 
Auch  Karl  Kautsky  in  seiner  Entstehung  der  Ehe  und 


1  a.  a.  O.  9. 

2  Tacitus  Germ.  18,  19. 

3  Caesar  d.  b.  G.  I,  53  erwähnt,  daß  Ariovist  zwei  Frauen  gehabt  habe. 

4  Vgl.  Weinhold  a.  a.  O.  I,  291,  312,  Stobbe  S.  10.  Brunner  R.  G.  S.  97. 

6  Dargun,  Mutterrecht  und  Raubehe. 

6  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechtes. 
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Familie1  glaubt  behaupten  zu  können,  der  Brautkauf  habe 
sich  überhaupt  erst  aus  der  Raubehe,  d.  h.  die  regelrechte 
Form  der  vertragsmäßigen  Ehe  habe  sich  erst  aus  den  Sühne¬ 
verträgen  nach  der  Entführung  entwickelt.  Schröder 2  erklärt 
dagegen:  die  Ehe  zwischen  Nachbarskindern,  mit  Wissen  und 
Willen  der  Familien  geschlossen  (Tacitus  Germ.  C.  22  de 
jungendis  affinitatibus  Consultant),  muß  bei  jedem  nicht  rein 
tierischen  Volke  den  Ausgang  gebildet  haben.  Daneben 
wurde  die  Entführungsehe  mit  Fremden  anerkannt,  mit  Ein¬ 
heimischen  geduldet.  Ich  schließe  mich  diesen  Ausführungen 
an.  Auch  ich  bin  der  Ansicht,  daß  Entführungsehe  und 
Kaufehe  in  zeitlich  gleicher  Stufe  sich  nebeneinander  gebildet 
haben. 

Wenn  man  sich  frägt,  welche  Ehen  an  Zahl  überwogen 
haben,  die  Raubehen  oder  die  durch  Kauf,  so  dürfte  man 
sich,  im  Hinblick  auf  die  damaligen  Gemeinwesensverhält¬ 
nisse,  allerdings  für  die  erstere  zu  entscheiden  haben.  Man 
muß  sich  nur  vergegenwärtigen,  wie  das  Land,  in  welchem 
in  ältesten  Zeiten  unsere  Vorfahren  sich  aufhielten,  in  poli¬ 
tischer  Hinsicht  aussah.  Von  einem  größeren  Gemeinwesen 
war  keine  Rede,  es  bestanden  vielmehr  nur  eine  unzählbare 
Menge  kleinerer  Gemeinschaften,  die  sich,  entsprechend  dem 
germanischen  Charakter,  vielfach  andauernd  befehdeten,  und 
zwischen  welchen  an  Reibereien  niemals  Mangel  war.  Es 
kam  noch  dazu,  daß  es  äußerst  ehrenvoll  erschien  und  reiz¬ 
voll,  eine  Frau  sich  gegen  den  Willen  der  über  sie  Gewalt 
habenden  Sippe  oder  ihres  Stammes  zu  rauben. 

Andererseits  war  die  Zahl  der  Mitglieder  eines  solchen 
Gemeindewesens  sehr  gering,  häufig  war  daher  die  Möglich¬ 
keit  nicht  sehr  groß,  auf  friedlichem  Wege,  durch  Kauf  oder 

1  Kosmos  Bd.  XII,  S.  330  ff. 

2  R.  G.  S.  69.  Desgl.  auch  Brunner  a.  Aufl.,  I.  Bd.,  S.  95. 
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Tausch  innerhalb  der  Gemeindegenossen  eine  Frau  zu  er¬ 
langen.  Dann  blieb  eben  keine  andere  Wahl,  wenn  jemand 
eine  Frau  haben  wollte,  als  eine  solche  sich,  falls  sie  durch 
Tausch  mit  dem  Nachbar  nicht  zu  erlangen  war,  gewaltsam 
zu  holen»  Es  ist  daher  auch  in  den  meisten  Überlieferungen 
weniger  vom  Frauenraub,  als  von  Brautkauf  die  Rede. 

Wir  kommen  jetzt  zu  dem  Kauf  der  Frau  in  einer 
Periode,  wo  dieselbe  nicht  mehr  in  erster  Reihe  als  Handels¬ 
artikel  angesehen  wurde.  »Die  Innigkeit  der  Familien  Ver¬ 
bindungen,  das  tiefe  Erkennen  und  Heilighalten  der  morali¬ 
schen  Bande,  der  freudige  Beistand  zu  Schutz  und  Trutz 
gegen  jeden  Feind  eines  Familienmitglieds,  die  Treue  bis 
zum  Tod,  die  Rücksichten  und  die  Fürsorge  für  den  Schutz¬ 
bedürftigen  gehören  zu  den  schönsten  Charakterzügen  des 
deutschen  Volkes  und  erklären  uns  viele  Erscheinungen  auf 
dem  Gebiete  des  Rechts.  Denn  es  gibt  kein  anderes  Volk, 
welches  das  Band  der  Familie  und  den  sittlichen  Wert  der 
innigsten  Familien  gern  einschaft  tiefer  erfaßt  und  den  Frieden 
der  heimischen  Stätte  für  ehrwürdiger  erachtet  als  gerade 
die  Germanen,«  so  schreibt  Stammler  in  seinem  schönen  Werke 
über  die  Stellung  der  Frauen  im  alten  deutschen  Recht1. 
Diesem  standen  wie  er  weiterhin  ausführt,  gegenüber  das 
unausgebildete  Staatswesen,  welches  der  individuellen  Freiheit 
keine  Zügel  auferlegte,  die  gesamten  Lebensverhältnisse,  die 
ewigen  Fehden  und  Reibereien  zwischen  den  kleinen  Ge¬ 
meinwesen,  die  eine  ständige  Übung  im  Waffenhandwerk 
erforderten,  Eigentümlichkeiten,  welche  für  die  Ausbildung 
des  Rechts  von  größtem  Einfluß  sein  mußten  oder  es  auch 
tatsächlich  waren.  Daraus  resultiert  dann  die  merkwürdige 
Stellung  der  Frau,  die  in  den  Zeiten  der  entwickelteren 


1  Stammler,  Über  die  Stellung  der  Frau  im  alten  deutschen  Recht, 
Berlin  1877. 
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Kultur,  wo  sie  aufgehört  hatte,  nur  Gegenstand  zu  sein,  eine 
hohe  Stellung  ihrem  Manne  gegenüber  innerhalb  der  Fa¬ 
milie  inne  hatte,  rechtlich  aber  ihm  vollkommen  unterworfen 
blieb. 

In  ihrer  Stellung  als  Familienmitglied  ist  sie  Genossin 
des  Mannes  geworden,  wie  dieses  auch  im  Freiburger  Stadt¬ 
recht1  ausgesprochen  wird:  omnis  mulier  est  genoz  viri  sui 
et  mulieris  similiter,  d.  h.  sie  teilt  seine  Ehren,  seinen  Namen 
und  Stand,  seinen  Tisch,  Bank  und  Bett.  Die  Frau  wurde 
überhaupt  auch  in  dieser  Zeit  von  allen  germanischen  Stämmen 
höher  geachtet,  dieselben  hielten  es  für  ihre  Pflicht,  ihnen 
besondere  Rechte  oder  stärkeren  Schutz  zu  gewähren,  z.  B. 
Linderung  der  Strafarten,  wenn  sie  gegen  Frauen  erkannt 
wurden,  Rechte  der  Wöchnerinnen,  Einfluß  und  gewichtige 
Stimme  bei  der  Erziehung  der  Kinder. 

Aus  den  angeführten  Tatsachen  ist  ersichtlich,  daß  die 
faktische  Stellung  der  Frau  eine  andere  geworden  ist,  wie 
zur  Zeit  des  rohen  Frauenkaufes  und  man  dürfte  wohl  diese 
Periode  als  die  des  Brautkaufes  bezeichnen.  Es  würden  sich 
demnach  zwei  Stadien  in  dem  Frauenkauf  ergeben,  das  des 
reinen  Frauenkaufes  und  das  des  Brautkaufes.  Die  Frau  war, 
wie  wir  sahen,  in  den  ältesten  Zeiten  ein  reiner  Handels¬ 
artikel.  Man  kaufte  sie,  vertauschte  und  verkaufte  sie  auch 
wieder;  von  irgendwelchem  innigem  Zusammenleben  zwischen 
Mann  und  Frau  wird  auf  Grund  dieser  rohen  Auffassung 
auch  nicht  die  Rede  gewesen  sein.  Die  Frau  wurde  ur¬ 
sprünglich  wohl  gar  nicht  zu  dem  Zwecke  der  Eingehung 
der  Ehe,  sondern  zu  dem  Zwecke  der  Befriedigung  des  Natur¬ 
triebes  gekauft.  Hatte  der  Mann  genug  von  ihr,  so  wurde 
sie  eben  wieder  weiter  verkauft.  Daraus  können  wir  auch 
die  Vielweiberei  erklären,  die  durchgängig  wohl  überall  sehr 


1  Stammler  a.  a.  O.  S.  7. 
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verbreitet  war.  Wie  man  seine  Viehherde,  Schafherde  usw. 
hatte,  so  hatte  man  auch,  drastisch  ausgedrückt,  seine  Frauen¬ 
herde,  der  man  schon  deswegen  eine  sorgfältigere  Pflege 
angedeihen  ließ,  um  bei  einem  späteren  Verkauf  gute  Preise 
zu  erzielen.  Ein  Verfahren,  das  wir  ja  auch  heute  noch  bei 
orientalischen  Völkern,  die  sonst  auf  hoher  Kulturstufe  stehen, 
beobachten  können.  Diese  Periode  wird  sich  also  als  die 
des  Frauenkaufes  bezeichnen  können. 

Als  sich  nun  der  Charakterzug  der  Germanen,  d.  h.  die 
Liebe  zu  einer  Frau  (vorausgesetzt,  daß  keine  politischen 
Gründe  dabei  mitspielten,  wie  bei  Fürsten)  und  Sinn  für  ein 
Familienleben  mit  steigender  Kultur  und  nicht  zum  aller¬ 
mindesten  mit  Einzug  des  Christentums  mehr  und  mehr 
entwickelte,  wurde  das  Verhältnis  ein  anderes.  Man  kaufte 
die  Frau  nicht  mehr  zum  Zwecke  der  Befriedigung,  sondern 
um  einen  Hausstand  zu  gründen,  um  sich  seine  Scholle  lieb 
und  stets  begehrlich  zu  machen.  Gekauft  wurde  sie  also 
immer  noch,  aber  der  Zweck,  wozu  sie  gekauft  wurde, 
hatte  sich  herausgebildet.  Zur  Zeit  Karls  des  Großen  ist 
eine  freie  Frau  wohl  nie  mehr  zu  einem  andern  Zwecke 
gekauft  worden,  als  zu  dem  der  Heirat.  Es  wäre  wohl 
auch  einer  Sippe  nie  eingefallen,  sie  zu  etwas  anderem  zu 
verkaufen.  Zweck  des  Kaufes  war  hier  Bildung  einer  Ehe¬ 
genossenschaft  und  Schaffung  einer  engeren  Heimat.  Das 
ist  die  Periode  des  Brautkaufes. 

Daß  eine  Frau  nur  durch  Kauf  zur  Ehegattin  erworben 
werden  konnte,  dafür  mögen  die  jetzt  angeführten  Stellen, 
die  aus  der  großen  Anzahl  herausgegriffen  sind,  als  Beweis 
dienen.1  Es  sind  dies  teils  gesetzliche  Bestimmungen,  teils 
Auszüge  aus  Chroniken. 

1  Bezügl.  Brautkauf  sind  der  gleichen  Ansicht  Schröder  R.  G.  69  ff. 
Weinhold  a.  a.  O.  I,  291,  312.  Stobbe  IV,  10.  Brunner  R.  G.  I.  97. 
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Im  L.  Wisig.  (von  König  Reccared  i  586 — 601)  m, 
47 :  illepretium  det  parentibus,  quantum  parentes  puellae  velunt. 

L.  Burgund,  (von  Gundobad  470 — 516)  34,  2:  si  quis 
uxorem  suam  sine  causa  dimiserit,  inferat  ei  alterum  tantum, 
quantum  pro  pretio  ipsius  dederat.  Dieser  Beleg  ist  inso¬ 
fern  interessant,  als  das  Recht  des  Mannes  an  sich,  seine 
Gattin  wegzuschicken,  deutlich  hieraus  hervor  geht,  aber  mit 
der  Anpassung  an  die  verfeinerte  Volksanschauung  bezüg¬ 
lich  des  Wertes  der  Frau,  die  sich  darin  äußert,  daß  er  sie 
zu  entschädigen  hat. 

L.  Sax.  (von  Karl  dem  Großen,  aus  dem  Capitulare 
Saxonicum  von  797  hervorgegangen  und  wahrscheinlich  ge¬ 
legentlich  des  Aachener  Reichstages  von  802  zustande 
gekommen)  VI,  1:  uxorem  ducturus  CCC  sol.  det  parentibus 
eius.  ibid.  VII.  3 :  qui  viduam  ducere  vult  off  erat  tutori  pretium 
emtionis  eius,  hoc  est  sol.  CCC  ib.  Lito  regis  liceat  uxorem 
emere  ubicunque  volurit. 

Ähnliche  feste  Sätze  treffen  wir  bei  den  Alemannen 
(40  Schilling),  Angelsachsen  (50 — 60),  den  Ripuariern  (50) 
und  den  Saliern  (6oI/2)1. 

Als  zeitliche  Grenze,  bis  zu  welcher  der  Brautkauf  sich 
vereinzelt  erhalten  hat,  kann  wohl  das  13.  Jahrhundert  an¬ 
genommen  werden2,  nur  in  Friesland  und  Ditmarschen 
scheint  dies  noch  länger  der  Fall  gewesen  zu  sein3. 


1  Darüber,  ob  diese  Sätze  absoluten  Charakter  gehabt  haben,  ist  man  sich 
nicht  einig.  Schröder  (R.  G.  S.  299)  nimmt  an,  daß  sie  mehr  dispositiver 
Natur  gewesen  seien. 

2  Ebenso  Sohm,  Eheschließung  52  ff.,  Trauung  und  Verlobung  43  ff., 
Friedberg,  Eheschließung,  17  ff.,  Verlobung  und  Trauung,  9  ff.,  v.  Scheurl, 
Eherecht,  43  ff.,  Fockema  Andreae,  Bydragen  I,  63  ff.,  Fischer,  Untersuchungen 
zur  Erbenfolge. 

3  Neocorus,  Chronik  des  Landes  Ditmarschen,  Ed.  Dahlmann  I,  Kiel  1827, 


S.  100  ff. 


IO 


Dagegen  hat  sich  der  Ausdruck  »eine  Frau  kaufen« 
für  »heiraten«  das  ganze  Mittelalter  hindurch  erhalten,  wofür 
hier  aus  zahlreichen  Belegen  nur  zwei  Stellen  aus  der  Lim¬ 
burger  Chronik  (zweite  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts)  an¬ 
geführt  sein  mögen: 

Monumenta  Germanica,  Deutsche  Chroniken,  IV,  1.  c. 
133,  zu  1383  S.  77:  »Jtem  in  diser  selben  zit  da  geschach 

eine  sache . Ez  was  ein  wolgeborn  man,  der  hiss 

Henrich  von  Staffele,  unde  der  hatte  dri  junge  sone;  unde 
was  in  der  Zit  zu  Limpurg  eine  burgersen,  die  was  eine 
widewe,  eins  scheffen  dochter,  der  hiss  Johann  Boppe,  unde 
hiss  sie  Grede  unde  hatte  si  dri  junge  dochtere.  Unde 
griffen  di  echte  zusamen  zu  der  heiligen  e,  also  daz  Heinrich 
kaufte  Greden,  und  di  dri  knaben  gebrudere  kauften  zu  der 
heiligen  e  di  dri  gesustert  zu  einerzit.« 

Ferner  zu  1386,  c.  136  ibid.:  »Jtem  da  man  schreib 
düsend  druhondert  unde  ses  unde  echtzig  jar  in  dem  meige, 
da  quam  gen  Limpurg  di  edil  jungfrawe  jungfrawe  Hilde¬ 
gart  von  Sarwerten  unde  hatte  gekauft  den  edilin  junghern 
junghern  Johanne  herren  zu  Limpurg,  unde  wart  herlichen 
zu  huise  gesast  als  ir  wol  zemete.« 

Der  Grund,  daß  die  Sitte  des  Brautkaufs  so  lange  Jahr¬ 
hunderte  hindurch  das  ganze  germanische  Eherecht  beherrscht 
hat,  ist  darin  zu  suchen,  daß  die  rechtliche  Stellung  der 
Frau  von  der  des  Mannes  gänzlich  abwich.  Die  Frau  stand 
unter  einem  vormundschaftlichen  Verhältnis,  das  sie  in  recht¬ 
licher  Beziehung  einem  heutzutage  Geschäftsunfähigen  bzw. 
Beschränktgeschäftsfähigen  gleichtsellen  würde.  Mit  dem 
Momente  der  Verringerung  dieser  Vormundschaft,  d.  h.  wo 
die  Frau  nicht  mehr  die  Zustimmung  des  Vormundes  not¬ 
wendig  hatte,  um  eine  »rechte«  Ehe  nach  germanischem 
Begriffe  einzugehen,  ist  auch  die  Notwendigkeit  des  Braut- 
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kaufes  in  den  Hintergrund  gerückt  und  schließlich  ganz 
verschwunden,  da  die  dritte  Person,  die  bisher  stets  bei 
diesem  Akte  als  Verkäufer  notwendig  war,  wegfiel.  Es  ist 
eben  dies  gerade  das  Merkwürdige  gewesen,  daß  die  ger¬ 
manische  Frau,  was  ihre  individuelle  Stellung  betrifft,  sich 
aus  den  niedrigsten  Anfängen  zu  einer  so  hohen  sittlichen 
und  gesellschaftlichen  Stellung  durchgerungen  hat,  allerdings 
unterstützt  durch  das  feine  und  große  Empfinden  für  die 
Frau,  das  bei  den  Germanen  eine  der  prägnantesten  und 
schönsten  Charaktereigenschaften  war.  Ihre  rechtliche  Stellung 
hat  sich  bis  zum  13.  Jahrhundert  dagegen  überhaupt  nicht 
geändert;  nur  die  Auslegung  des  Rechtes  hat  eine  Änderung 
erfahren,  insofern  der  Mann  in  Ausübung  desselben  durch 
die  gebildeten  Anschauungen  und  die  aus  ihnen  resultieren¬ 
den  Gesetze  in  mancher  Hinsicht  gehindert  oder  beschränkt 
war.  Daß  diese  Änderungen  sich  nicht  früher  vollzogen 
haben,  liegt  daran,  daß  kein  großes  allgemeines  Staats¬ 
gebilde  existierte,  das  die  Kleingemeinwesen  zusammenschloß. 
Das  Verhältnis  zwischen  den  Einzelgemeinwesen  war  ein 
lockeres,  um  so  fester  das  innerhalb  derselben.  Dieses  war 
eben  die  Familie.  In  dieser  stand  die  Blutgenossenschaft 
weit  über  dem  einzelnen  Individuum.  Der  einzelne  ver¬ 
wirklichte  sein  Recht  nicht,  sondern  seine  Familie  war  es, 
die  dieses  für  ihn  tat.  Sie  hatte  auch  für  ihn  einzustehen, 
wenn  Rechtsansprüche  gegen  ihn  geltend  gemacht  wurden, 
und  dadurch  war  andererseits  jener  ihm  gegenüber  ver¬ 
pflichtet  und  gebunden.  Die  Vertreter  der  Familie  waren 
naturgemäß  die  Männer  und  die  Frau  tauchte  vollkommen 
in  diesem  Gemeinwesen  unter  und  verrichtete  dort  in  vollem 
Maße  ihr  segensreiches  Werk  durch  Förderung  des  inneren 
Familienlebens,  ohne  überhaupt  irgendwie  mit  dem  um  die 
Familie  sich  formierenden  unvollkommenen  Staatsgebilde  in 
Berührung  zu  kommen.  Es  ist  daher  auch  erklärlich,  daß 
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die  Frau  in  der  Familie  als  ein  des  Schutzes  gegen  äußere 
Einflüsse  besonders  bedürftiges  Wesen  galt  und  von  dieser 
dementsprechend  unter  ihren  Schutz  genommen  wurde. 
Hieraus  erklärt  sich  andererseits  auch  wieder  ihre  Ab¬ 
hängigkeit.  Diese  erhielt  sich  so  lange,  bis  die  Familie  nicht 
mehr  den  Zusammenschluß  nötig  hatte,  d.  h.  bis  die  vielen 
kleinen  Gemeinwesen  in  einem  großen  Staatsgebilde  unter¬ 
gingen. 

Dieses  Abhängigkeitsverhältnis  wird  noch,  da  es  zum 
Verständnis  der  ganzen  Entwicklung  der  germanischen  Ver¬ 
lobung  unbedingt  notwendig  ist  und  für  die  Frau  sich  als 
eine  bei  den  Germanen  besonders  typische  Einrichtung  dar¬ 
stellt,  im  nächsten  Abschnitt  eingehend  behandelt  werden. 


B.  Mundium  und  Eheschließung. 

I.  Das  Mundium. 

Vormundschaft  (mundium)  ist  das  auf  Grund  eines  Rechts¬ 
satzes  erforderliche,  Fürsorge  und  Vertretung  bezweckende 
Verhältnis  zu  Personen,  welche  eines  Vertreters  zu  ihrem 
persönlichen  Schutze  sowie  zur  Besorgung  ihrer  Angelegen¬ 
heiten  bedürfen1. 

Nach  neuerem  Rechte  tritt  sie  nur  für  bestimmte  Per¬ 
sonenklassen  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  ein,  d.  h.  für 
Kinder,  die  wegen  ihrer  großen  Jugend  zu  unerfahren  sind 
und  zu  schwach,  um  ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  besorgen 
und  sich  selbst  zu  schützen,  oder  für  solche,  die  zwar  ihrem 
Alter  nach  wohl  in  der  Lage  wären,  ihre  Angelegenheiten 
selbst  zu  erledigen,  aber  infolge  einer  Unentwickeltheit  oder 
Krankheit  der  Geistesorgane  solchen  Kindern  gleichgestellt 
werden  müssen.  Als  dritte  Klasse  kämen  solche  in  Betracht, 


1  Stobbe  a.  a.  O.  S.  509. 
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welche  wegen  zu  langer  Abwesenheit  von  ihrem  Domizil 
nicht  in  der  Lage  sind,  ihre  Angelegenheiten  persönlich  zu 
besorgen  oder  deren  Handlungsfähigkeit  der  Staat  wegen 
unwirtschaftlicher  Neigungen  beschränkt.  Aber,  wenn  der 
Mann  nach  heutigem  Gesetz  in  vielen  Fällen  die  Frau  ver¬ 
tritt,  so  ist  dies  keine  Vormundschaft,  sondern  eine  einzeln 
gesetzlich  fixierte  Vertretungsmacht.  Die  heutige  Frau  ist 
im  übrigen  vollkommen  geschäftsfähig  nach  Zurücklegung 
des  vom  Gesetz  erforderlichen  Alters,  und,  wenn  sie  die  übrigen 
verlangten  körperlichen  und  geistigen  Bedingungen  erfüllt. 

Die  genannten  Fälle  der  gesetzlichen  Vormundschaft 
haben  lediglich  den  Zweck,  teils  bestimmten  Individuen  aus 
vom  Staate  als  notwendig  anerkannten  Gründen,  teils  einer 
Klasse  von  Menschen,  einerlei  welches  Geschlechts,  wegen 
der  Unerfahrenheit  des  Alters  nicht  die  volle  Geschäftsfähig¬ 
keit  zuzugestehen. 

Die  Germanen  gingen  nicht  ganz  von  denselben  Grund¬ 
lagen  aus,  weil  es  eben  in  dem  ältesten  germanischen  Ge¬ 
meinwesen  keine  Rechtsverwirklichung  durch  den  allgemeinen 
Willen  gab,  sondern  nur  eine  Herrschaft  der  einzelnen  Fa¬ 
milien,  welche  in  sich  einen  festen  Halt  bildeten  und  nur 
ihren  eigenen  Willen  kannten.  Diese  Familienkreise  nennt 
man  »Sippe«.  Wir  dürfen  uns  darunter  jedoch  nicht  einfach 
den  Kreis  der  Blutsverwandten  vorstellen;  denn  soweit  es 
sich  lediglich  um  solche  Beziehungen  handelte,  konnte  man 
verschiedenen  Sippen  an  gehören,  dagegen  konnte  man  nur 
Mitglied  einer  Sippe  sein,  soweit  diese  als  Gemeinwesen  in 
Betracht  kam12. 

1  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  S.  62,  desgl.  Ihering,  der  Zweck  im  Recht  I, 
S.  276.  Brunner  R.  G.  S.  125,  330,  331. 

2  Die  folgenden  Ausführungen  werden  von  Rive,  »Die  Vormundschaft« 
S.  189  ausdrücklich  bestritten.  Er  führt  jedoch  keine  Argumente  an,  die  den 
Gegenbeweis  erbringen  könnten. 
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Die  Sippe  schloß  sich  dann  allerdings  wieder  zu  Ge¬ 
meinden,  diese  zu  Völkerschaften  zusammen.  Aber,  obwohl 
wir  annehmen  können,  daß  diese  Überordnungen  bestanden, 
so  war  doch  die  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Sippen  eine 
so  große,  daß  nur  die  Sitte  und  hauptsächlich  wohl  nur  die 
Furcht  vor  den  andern  Genossenschaften,  nicht  aber  höhere 
gebietende  und  strafende  Gewalt  sie  abhalten  konnten,  nicht 
alles  zu  tun  und  zu  lassen,  was  sie  wollten1.  Dies  erhellt 
namentlich  daraus,  daß  jede  Sippe  das  Recht  und  die  Pflicht 
hatte,  Verletzungen  der  Person  eines  Mitgliedes  oder  von 
Sachen  mit  Gewalt  zu  schützen,  d.  h.  in  Form  der  Fehde, 
so  daß,  wenn  die  Sache  nicht  durch  compositio,  d.  h.  Buße, 
beigelegt  war,  sowohl  von  der  einen  als  auch  von  der  andern 
Seite  die  ganze  Sippschaft  in  die  Fehde  ein  griff.  Wenn 
eine  compositio  für  das  erlittene  Unrecht  entrichtet  werden 
mußte,  so  fiel  diese  nicht  dem  Verletzten  allein  zu,  sondern 
wurde  unter  ihm  und  seinen  Verwandten  geteilt,  wie  anderer¬ 
seits  aber  auch  diese  zu  der  Entrichtung  derselben  beitragen 
mußten.  Auch  ein  eventuelles  Verfahren  vor  Gericht  spielte 
sich  genau  so  ab2 3.  Des  weiteren  sind  wohl  auch  die  Eides¬ 
helfer  vor  Gericht  aus  diesem  Schutz  Verhältnis  hervor  gegangen, 
ebenso  das  Erbrecht.  Ein  Austritt  aus  der  Familie  hieße 
daher  auch  nichts  anderes,  als  sich  von  der  Haftungspflicht, 
Eideshilfe  und  Erbfolge  lossagen34. 


1  Vgl.  Rogge,  »Gerichtswesen  der  Germanen«. 

2  Tac.  Germ.  Cap.  21  suscipere  tarn  inimicitias  seu  patiis  seu  propinqui, 
quam  amicitias  necesse  est  nec  inplacabiles  durant;  luitur  enim  etiam  homicidium 
certo  armentorium  ac  pecorum  numero  recipitque  satisfactionem  uni  versa  domus. 
Desgl.  L.  Fris  II,  2.  L.  Wisig  VI,  5,  4,  Lex  Sax  27,  28. 

3  4  L.  Sal.  Tit.  63 :  si  quis  de  parentilla  tollere  se  volerit,  in  mallum  — 
ambulet  —  et  ibi  dicere:  ut  et  de  iuramento,  et  de  hereditate,  et  de  tota 
illorum  se  ratione  tollat:  et  si  postea  aliquis  de  parentibus  suis  aut  moritur  aut 
occiditur,  nihil  ad  eum  de  eius  haereditate  vel  de  compositione  pertineat.  Si 
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An  der  Spitze  der  Sippe  stand  der  Hausherr,  das  Haupt 
der  väterlichen  Familie* 1,  und  innerhalb  derselben  herrschte 
vollkommener  Friede,  so  daß  ein  Verwandter  auch  dem 
anderen  den  gerichtlichen  Zweikampf  verweigern  durfte2. 
Innerhalb  der  Sippe  muß  es  ein  Institut  gegeben  haben, 
welches  Streitigkeiten  zwischen  den  Mitgliedern  erledigte3. 
Man  pflegt  deshalb  vom  »Sippegericht«  zu  sprechen4.  Auf 
alle  Fälle  muß  ein  solches  existiert  haben,  denn  viele  Stellen 
weisen  darauf  hin,  daß  der  Vormund  der  Familie  verant¬ 
wortlich  war,  wenn  er  z.  B.  das  Strafrecht  überschritt 5.  Alles 
dieses  dient  als  Beweis,  daß  tatsächlich  das  einzig  durchge¬ 
bildete  Gemeindewesen  bei  den  Germanen  ursprünglich  die 
Familie  bzw.  die  Sippe  war. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  daß  selbst  im  Heere  die  Sipp¬ 
schaften  als  solche  ihre  gesonderte  Stellung  hatten  und  da 
das  Heer  nichts  anderes  war,  als  das  Volk  in  Waffen,  so 
kann  dieser  Umstand  für  die  grundlegende  Bedeutung  der 
Sippe  ebenfalls  als  Beweis  dienen6. 

Aus  diesen  Verhältnissen  erscheint  auch  die  germanische 
Vormundschaft  erklärlich.  Wir  müssen  hier  vor  allem  unter- 


autem  ille  occiditur  aut  moritur,  compositio  aut  haereditas  eius  non  ad  haeredes 
eius  pertineat. 

1  Schröder  a.  a.  O.  S.  62.  Delbrück,  Indogermanische  Verwandtschafts¬ 
namen  S.  537. 

2  Ssp.  I,  63  §  3,  campes  mach  ok  en  man  sinen  mage  wegeren,  of  se 
beide  mage  sin. 

3  anderer  Ansicht  ist  Rive,  der  zu  gekünstelt  an  die  Frage  herangeht. 

4  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  S.  72,  73.  Rive  a.  a.  O.  S.  290. 

5  Kraut,  »Die  Vormundschaft«  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen 
Rechts  S.  295,  Tac.  Germ.  Cap.  19  —  coram  propinquis.  —  Daher  werden 
bei  der  Vollziehung  härterer  Strafen  auch  gewöhnlich  die  parentes  benannt. 
Vgl.  hierzu  L.  Burg  35,  3,  Et.  Rothar  Cap.  189. 

6  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  R.  G.  S.  14,  Weiz  I,  223  und  die  bei  Schröder 
S.  14  Anm.  2  Genannten;  desgl.  Schräder  a.  a.  O.  S.  350  und  472. 
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scheiden  zwischen  Freien  und  Unfreien;  letztere  stehen  über¬ 
haupt  unter  keiner  Vormundschaft,  sondern  in  der  Gewere 
ihres  Herrn,  teilen  also  dieses  Rechtsverhältnis  mit  den 
Sachen.  Ein  Unfreier  ist  nicht  rechtsfähig,  daher  kann  er 
auch  nicht  Träger  von  Rechten  sein.  Tritt  sein  Herr  vor 
Gericht  für  ihn  auf,  so  tritt  er  eben  für  sich  selbst  auf,  er 
verteidigt  eigene  Rechte1. 

Bei  den  Freien  hat  sich,  gemäß  den  ganzen  politischen 
Verhältnissen  und  kulturellen  Eigentümlichkeiten  der  Ger¬ 
manen  ein  Schutzverhältnis  herausgebildet,  und  zwar  sowohl 
unter  Berücksichtigung  des  Alters  und  anderer  Gründe,  als 
auch  der  Angehörigkeit  zum  weiblichen  Geschlecht.  Dieses 
Vormundschaf tsverhältnis  bezeichn ete  die  Rechtssprache  als 
»munt«.  Auf  die  Terminologie  des  Wortes  einzugehen  würde 
zu  weit  führen,  ich  verweise  hier  auf  die  Ausführungen  von 
Grimm  R.  A.  447  ff.,  Heusler  I,  95,  Kraut  I,  1  ff.,  Brunner 
R.  G.  I,  93.  Der  Träger  der  munt  wird  muntwalt,  munt- 
poro  u.  a.  m.  genannt,  sein  Schutzbefohlener  hieß  mundling. 
Außerdem  wurde  das  Wort  »mundium«  auch  als  Bezeichnung 
für  die  Geldsumme  gebraucht,  welche  der  Bräutigam  als 
Kaufpreis  für  seine  Braut  zu  zahlen  hatte. 


1  Vgl.  Albrecht,  Die  Gewere  S.  1 1  u.  302  ff.,  er  behauptet  entgegen  der 
Meinung  von  Philipps  »Die  Geschichte  des  deutschen  Privatrechtes«  Bd.  II, 
S.  6 — 10,  Bd.  I,  S.  183  ff.,  daß  Vormundschaft  sich  nicht  aus  der  Gewere 
entwickelt  habe,  sondern  daß  beide  Rechtsverhältnisse  neben  einander  hergelaufen 
sind.  Philipps  dagegen  behauptet  Unfreie  und  Freie,  solange  diese  nicht  wehr¬ 
haft  gewesen  seien,  hätten  in  der  Gewere  desjenigen,  auf  dessen  Grund  und 
Boden  sie  gestanden  hätten,  sich  befunden,  es  hätte  daher  auch  kein  Unterschied 
für  die  Unfreien  und  die  nicht  Wehrhaften  bestanden.  Er  beruft  sich  dabei 
darauf,  daß  in  den  Quellen  auch  von  Vormundschaft  über  Sachen  die  Rede 
sei,  wie  z.  B.  Hamburger  Stat.  von  1270  u.  a.  m.  Allerdings  ist  andererseits 
von  Geweren  an  freien  Leuten  in  den  Quellen  nirgends  etwas  angegeben.  Ich 
glaube  jedoch  ihm  Recht  geben  zu  müssen,  und  werde  dies  auch  weiter  noch 
ausführen. 
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Die  Alterstutel  war  genau  so  fixiert  wie  heute,  es  gab 
eine  Altersgrenze  für  sie,  und  zwar  für  das  weibliche  sowohl 
als  auch  für  das  männliche  Geschlecht1,  jedoch  mit  gewissen 
Altersabstufungen,  wie  z.  B.  bei  den  Westgoten,  die  bis  zum 
15.  Lebensjahr  eine  allgemeine  Minderjährigkeit  kannten, 
daneben  aber  für  gewisse  Handlungen  bald  einen  früheren, 
bald  einen  späteren  Zeitpunkt2.  Desgleichen  das  lan go- 
bardische  Recht,  welches  den  Großjährigkeitstermin  auf  das 
12.  Lebensjahr3  festsetzt,  jedoch  ebenfalls  für  einzelne  Hand¬ 
lungen  frühere  Großjährigkeit,  andererseits  aber  auch  eine 
Prolongierung  bis  zum  18.  Lebensjahr4  kennt. 

Grundsatz  war  für  den  Knaben,  daß  er,  sobald  er  eine 
eigene  wirtschaftliche  Selbstständigkeit  gründete,  aus  der 
Munt  ausschied,  vollkommen  homo  suae  potestatis,  d.  h. 
selbstmündig  wurde5.  Die  Frage,  warum  für  einzelne  Hand¬ 
lungen  verschiedene  Altersgrenzen  gezogen  sind,  gehört 


1  Ed.  Roth  155,  jedoch  nur  für  Knaben.  Bei  L.  Burg  LXXXVII  1, 
2,  ebenso  bei  L.  Wisig  wird  das  Geschlecht  nicht  erwähnt,  dagegen  L.  Rip 
LXXXI  .  .  siiniliter  et  filia,  desgl.  L.  Wisig  IY,  2  C.  13,  E.  Liut  117,  si 
infans  .... 

2  L.  Wisig  II,  5  C.  1 1 :  venientes  usque  ad  plenum  quartum  decimum 
annum  in  omnibus  iudicandi  de  rebus  suis  liberam  habeant  absolutamque  licentiam. 
Ebenso  IV  3  C.  4.  L.  Wisig  II,  C.  1 1 :  in  minoribus  annis  consituti  si  testari 
de  rebus  suis  —  elegerint;  infra  quartum  decimum  annum  non  illis  aliter  licentia 
erit,  nisi  gravis  languor  occurrerit  —  quod  si  eos  necessitas  hujus  causae  com- 
presserit,  utrisque  a  decimo  aetatis  ipsorum  anno  faciendi  quod  voluerint  libertas 
plena  manebit. 

3  Ed.  Roth  1 5  5 :  legitimam  aetas  est  postquam  filii  duodicem  annus 
habuerent.  L.  Li.  19:  hoc  prospeximus,  ut  intra  decem  et  octo  annos  non  sit 
legitimus  homo  res  suas  alienandum  et  in  nono  decimo  anno  .  .  .  legitima  aetas. 

4  L.  Li.  1 1 7 :  si  infans  ante  decem  et  octo  annos  quod  nos  instituimus 
ut  sit  legitima  aetas  .  .  .  habeat  potestatem  et  metam  facere  et  morgincap  dare 
et  oblicationem  facere  .  .  . 

5  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  S.  102. 

Köster,  Die  germanischen  Eheschließungsformen  usw.  2 
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nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit,  die  Verschiedenheiten 
werden  sich  wohl  aus  der  Natur  der  einzelnen  Handlungen 
erklären  lassen. 

Wenn  auch  die  Grenzen  für  die  Beendigung  der  Alters¬ 
vormundschaft  nicht  so  scharf  gezogen  sind  wie  im  heutigen 
Rechte,  so  können  wir  trotzdem  annehmen,  daß  die  Germa¬ 
nen  die  gleiche  Alterstufe  kannten,  wie  wir  sie  heute  haben. 
Nur  wurde  nicht  wie  heute  im  Hinblick  auf  die  geistige 
Entwicklung  die  Grenze  gesetzt,  sondern  im  Hinblick  auf 
die  körperliche,  da  nur  derjenige  als  vollkommen  ge¬ 
schäftsfähig  erschien  und  sein  Recht  verfolgen  und  vertei¬ 
digen  konnte,  der  physisch  dazu  imstande  war,  d.  h.  mit 
Waffengewalt  durchsetzen  konnte,  was  auf  gütlichem  Wege 
nicht  zu  erreichen  war,  kurz,  wer  wehrhaft  war.  Daraus 
ergab  sich  auch,  daß  ein  nicht  Wehrhafter  vor  Gericht  sich 
selbst  nicht  vertreten  konnte,  denn  dasselbe  war  nur  schieds¬ 
richterliche  Behörde  und  trat  daher  nur  dann  in  Aktion, 
wenn  sich  die  Parteien  ihm  freiwillig  unterwarfen1. 

Vormund  war  in  den  ältesten  Zeiten  die  Sippe,  die 
aber  eines  ihrer  Mitglieder  damit  betrauen  mochte.  Sie  war 
es,  welche  in  ihrer  Gesamtheit  die  Interessen  des  Mündels 
vertrat.  Mit  dem  Erstarken  des  Staatswesens  wurde  ihre 
auf  den  natürlichen  Verhältnissen  begründete  Macht  ab¬ 
geschwächt  und  zwar  schließlich  bis  zu  dem  Grade,  daß 
ein  Tutor  von  außen  ernannt  werden  konnte  oder  sogar 
der  Staat  selbst  für  den  Mündel  eingriff2.  War  der  Haus¬ 
vater  gestorben,  so  folgte  der  nächste  älteste  Schwertmage, 


1  Rogge,  Gerichtswesen  der  Germanen  S.  21 — 25.  Vielleicht  ist  der 
Grund  hierfür  auch  darin  zu  sehen,  daß  die  Gerichte  vor  Volksversammlungen 
abgehalten  wurden  und  dort  eben  nur  wehrhafte  Männer  auftreten  konnten. 
Vgl.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  I,  S.  206. 


2  Kraut  S.  81. 
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d.  h.  der  nächste  männliche  Verwandte,  als  Vormund.  Es 
sind  aber  mehr  oder  minder  alles  Hypothesen,  da  Quellen 
über  die  Ordnung,  wie  die  Schwertmagen  zur  Vormund¬ 
schaft  gelangten1,  nur  sehr  spärlich  sind.  Wahrscheinlich 
und  auch  anerkannt  wird  die  Erbberechtigung  der  Maßstab 
für  die  Folge  in  der  Ausübung  der  Vormundfunktion  ge¬ 
wesen  sein2. 

Für  Frauen  bestand  der  Grundsatz,  daß  sie  bis  zu 
ihrem  Tode  überhaupt  unter  Vormundschaft  standen3.  Es 
ist  jedoch  nicht  zu  vergessen,  daß  auch  bei  ihnen  die  Er¬ 
reichung  eines  gewissen  Alters  rechtliche  Bedeutung  gehabt 
hat.  Davon  geben  folgende  Stellen  Zeugnis:  L.  Liutpr.  12: 
si  quis  puella  ante  duodecim  annos  aut  spunsaberit  com- 
ponat  ...  et  sit  quieta  usque  ad  supra  scriptum  tempus: 
postea  autem  elegat  ipsa  sibi  (virum)  et  nubat  cui 
voluerrit.  Die  Ehe  war  also  vorher  vollkommen  ungültig, 
auch  selbst  dann,  wenn  der  Vormund  seine  Zustimmung 
gegeben  hatte;  er  verfiel  sogar  in  Strafe:  componat  in  sacro 
pelatio  solidos  CCC  et  mundium  eius  amittat.  Außerdem 
verlor  er  seine  Vormundschaft  über  das  Mädchen:  et  sit 
ipsa  cum  rebus  suis  in  mundio  palatii.  Ein  Ausnahme  galt 
für  Vater  und  Bruder,  dieselben  konnten  die  Tochter  bezw. 
Schwester  jederzeit  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  verhei¬ 
raten:  pater  autem  aut  frater  potestatem  habeant  cui  aut  in 
quali  aetate  voluerit  dandum  aut  spunsandum  filiam  aut 
sororem  suam.  Eod.  1 1 2 :  de  puella  unde  antea  diximus  ut 
in  duodecimo  anno  legitima  sit  ad  maritandum.  Wie  weit 

1  Vgl.  Ssp.  I,  23,  L.  Sax,  Tit.  7,  §  5  :  qui  defunctus  non  filios  sed  filias 
reliquirit  —  tutela  —  earum  fratri  vel  proximo  patemi  generis  deputetur. 

2  Es  ist  ja  schließlich  das  Erbrecht  als  Mittelpunkt  des  ganzen  Familien¬ 
rechtes  anzusehen,  in  welchem  alle  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zusammen¬ 
laufen. 

3  Schröder  R.  G.  67;  Weinhold  a.  a.  O.  170;  Brunner  R.  G.  I  S.  93 
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sich  die  Gewalt  des  Vormundes  erstreckte  und  entwickelte, 
wird  später  auszuführen  sein;  zunächst  ist  das  Wesen  dieser 
Vormundschaft  zu  betrachten  und  der  Grund,  aus  welchem 
diese  hervorgeht.  Sie  steht  im  völligen  Gegensatz  zu  den 
vorhin  besprochenen  Vormundschaftsfällen,  als  sie  i.  gar 
keine  Dauer  kennt  und  2.  nicht  eine  einzelne  Person, 
sondern  eine  Geschlechtsart  betrifft;  sie  nennt  sich  daher 
Geschlechtsvormundschaft.  So  lange  das  Weib  noch  jung 
ist,  d.  h.  also  in  dem  Alter  steht,  in  welchem  auch  das 
männliche  Geschlecht  mindeijährig  ist,  bedarf  es  keiner 
weiteren  Erläuterung;  was  bei  der  Frau  jedoch  hinzutritt 
und  sie  auch  über  die  Kindheitsjahre  hinaus  besonders  des 
Schutzes  bedürftig  erscheinen  ließ,  das  ist  in  ihrer  Indi¬ 
vidualität  zu  suchen,  sie  lebte  vollkommen  entfernt  von  dem 
öffentlichen  Leben,  die  Familie  steht  wie  ein  Schutz  wall  um 
sie  herum ,  der  ihr  jeden  Ausblick  und  Berührung  mit 
diesem  unmöglich  machte.  Daher  konnte  ihr  auch  in  der 
Erledigung  und  Beherrschung  ihrer  Angelegenheiten,  die  sie 
unbedingt  in  das  Außenleben  hineingeführt  hätten,  keine 
Freiheit  gelassen  werden,  und  es  mußte  das  Bedürfnis  nach 
Beihilfe  durch  die  allgemeine  verwandtschaftliche  Fürsorge 
befriedigt  werden.  Dies  ist  eine  Seite  der  Begründung  für 
die  Geschlechtstutel. 

Andererseits  ist  sie  aus  dem  Interesse  der  Familie  zu 
erklären,  die  diese  daran  hat,  dass  eine  Frau  nicht  selb¬ 
ständige  Dispositionen  trifft,  die  dem  allgemeinen  genossen¬ 
schaftlichen  Interesse  zuwider  laufen.  Drittens  aber  ist  die 
Frau  nicht  wehrhaft. 

Wir  haben  schon  gesehen,  daß  verschiedene  öffentliche 
Funktionen  nur  von  einer  Person  vorgenommen  werden 
können,  welche  die  Wehrhaftigkeit  besitzt,  eine  Eigenschaft, 
die  von  der  allergrößten  Bedeutung  in  diesem  auf  ihr  über¬ 
haupt  sich  aufbauendes  Staatsgebilde  war.  Die  germanischen 


Staatsbildungen  waren  ja  nichts  anderes  als  die  Gesamtheit 
der  zum  Heere  vereinigten  wehrhaften  Freien,  für  das  ganze 
Staatsleben  ist  das  kriegerische  Element  bis  zu  dem  Grade 
herrschend,  daß  die  Stellung  des  Individuums  im  Staate  mit 
seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Heeres  indentifiziert 
wird.  Nur  die  Mitglieder  dieser  Organisation  haben  selbst¬ 
ständige  politische  Stellung.  Fremde,  die  Unfreien  und  auch 
die  Weiber  finden  in  derselben  unmittelbar  keinen  Raum 1. 
Diese  alle  sind  hinter  die  Vollberechtigten  gestellt,  welche 
allein  ihre  Rechte  verwirklichen  können  und  daher  auch 
berufen  sind,  es  für  diese  zu  tun2. 

Trotz  dieser  Einschränkung  hat  es  wohl  kein  Volk  ge¬ 
geben  und  gibt  es  wohl  heute  auch  noch  nicht,  bei  welchem 
die  Frau  im  inneren  Leben  eine  so  gefeierte  und  geehrte 
Stellung  einnahm,  allerdings  erst  nach  einer  langen  Entwick¬ 
lungsstufe,  die  aber  nur  ermöglicht  und  befördert  war  durch 
die  Charaktereigenschaft  des  Germanen. 

Es  sei  hier  auf  einige  Zeilen  aus  Rive  Vormundschaft 
verwiesen,  die  die  merkwürdige  Doppelstellung  bezüglich 
des  Familienlebens  und  der  rechtlichen  Stellung  dartun3. 


1  Vgl.  Leo,  Geschichte  der  italienischen  Staaten  Bd.  I,  S.  99. 

2  Vgl.  die  Ausführungen  bei  Rive  a.  a.  O  S.  75 — 82. 

3  Vgl.  Rive  S.  220  ff.  Andererseits  hat  Rive  m.  E.  in  vieler  Beziehung 
unrichtig  geurteilt,  speziell  bei  der  Verlobung.  Er  will  nicht  anerkennen  (S.  226), 
daß  die  Wehrlosigkeit  und  das  Bedürfnis  nach  Waffenschutz  auch  bestimmend 
war,  der  Frau  eine  solche  ausgedehnte  Vormundschaft  zu  geben,  er  hält  nur 
die  Individualität,  durch  die  Willensbeschaffenheit  jener  in  verschiedenem  Um¬ 
fang  bedingten  Unfähigkeit  die  eigenen  und  die  Familienrechte  selbständig  zu 
beherrschen,  für  maßgebend.  Er  wendet  sich  dabei  hauptsächlich  gegen  Kraut, 
der  diese  Behauptung  a.  a.  O.  aufstellt.  Im  Grund  stellt  er  keine  andere  Be¬ 
hauptung  auf,  er  geht  eben  nur  einen  Schritt  weiter  rückwärts.  Denn  die 
Individualität  erzeugt  eben  die  Unmöglichkeit,  jemals  wehrbar  zu  werden.  Die 
Frau  bleibt  daher  auch  tatsächlich  wehrlos  und  des  Waffenschutzes  bedürftig. 
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Noch  einige  Quellenbelege  für  die  Existenz  dieser  Tutelen 
mögen  hier  folgen.  Das  Edikt.  Roth  Cap.  205  sagt:  nulli 
mulieri  liberae  —  lege  langobardum  vivendi  liceat  in  suae 
potestates  arbitrio  i.  e.  Selbstmundio  vivere.  Weiter  die  L. 
Sal.  Tit.  47  (de  reipus),  L.  Ripuaria  XXXV.  3  si  quis  in- 
genuam  puellam  vel  mulierem  seu  parentum  voluntatem  de 
mundeburde  abstulerit.  L.  Fries.  IX  §  11  (de  farlegani)  si 
liberam  foeminam  extra  voluntatem  parentum  eius  etc.,  L. 
Alam.  Tit.  54,  L.  Daiuw.  Tit.  7,  Cap.  8 — 11,  Cap.  14  §  1, 
Cap.  15.  L.  Burg.  Tit.  12  §  2,  Tit.  35  §  3,  Tit.  36,  Tit.  66. 
L.  Sax.  VI.  3*  1.  Fast  in  jedem  Volksrechte  sind  hiernach 
die  Frauen  als  unter  dieser  Tutel  stehend  behandelt.  Eine 
Ausnahme  macht  das  westgotische  Recht  L.  Wisig.  III, 
4.  2.  7.,  indem  wenigstens  zu  der  Zeit,  wo  es  diese  Gestalt 
erhielt,  eine  Geschlechtsvormundschaft  nicht  mehr  bezeugt 
ist.  Das  burgundische  Recht2  macht  eine  Ausnahme  für 
die  Witwen,  da  nach  einer  anderen  Stelle3  sowohl  hier  wie 
im  westgotischen  Recht4  die  Bestimmung  besteht,  daß 
Witwen  die  Vormundschaft  über  ihre  Kinder  führen  dürfen5. 

Zur  Führung  der  Vormundschaft6  waren  im  allgemeinen 


Wenn  Kraut  einen  Schritt  weiter  zurückgegriffen  hätte,  so  würde  eine  Meinungs¬ 
gleichheit  das  Ergebnis  gewesen  sein.  Er  spricht  übrigens  indirekt  auch  von 
dem  Einfluß  der  Individualität  auf  dieses  Rechtsverhältnis,  a.  a.  O.  S.  30. 

1  Vgl.  auch  Laboulaye,  recherches  sur  la  condition  civile  et  politique  des 
femmes  172 — 178.  Schröder,  Eheliches  Güterrecht  S.  2.  Walter,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  2.  Aufl.,  S.  478 — 480. 

2  L.  Burg  44,  2;  52,  3. 

3  L.  Burg  59,  85,  1. 

4  L.  Wisig  III,  1. 

5  Vgl.  Schröder,  Eheliches  Güterrecht  S.  2;  Kraut  I,  S.  247,  II,  S.  670  ff.; 
Rive  I,  S.  194;  Walter  a.  a.  O.  S.  515. 

6  Schröder  E.  G.  2;  Kraut  I,  S.  185;  Rive  I,  S.  275  ff.;  Grimm  S.  452. 
Schröder  trägt  hierbei  Zweifel  bezügl.  des  salfränkischen  Rechts;  vgl.  seine 
Anmerkung  a.  a.  O.  2. 
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nur  die  mündigen  Männer,  berechtigt,  also  nur  solche,  welche 
frei  waren  und  die  politischen  Rechte  vollkommen  innehatten. 

Unter  diesen  war  es  vor  allem  dann  wieder  der  Vater, 
nach  ihm  der  älteste  Bruder,  endlich  der  nächste  Verwandte 
von  der  Vaterseite1.  Verheiratet  sich  das  Weib,  so  ist  der 
Mann  ihr  Vormund2,  denn,  sollte  eine  wahre  »rechte«  Ehe 
bestehen3,  so  mußte  die  Frau  unter  die  Vormundschaft  ihres 
Mannes  kommen.  War  die  Frau  Witwe  geworden,  so  wurde 
der  älteste  Sohn  ihres  Mannes  ihr  Vormund  selbst  dann, 
wenn  dieser  aus  einer  anderen  Ehe  stammte,  also  ihr  Stief¬ 
sohn  war4. 

In  der  Zeit,  wo  die  Quellen  einsetzen,  war  die  Tötung 
eines  Kindes  dem  Vater  nur  noch  in  ganz  besonderen 


1  L.  Sax,  Tit.  7,  §  5:  qui  defunctus  non  filios  (diese  würden,  wenn  er 
solche  hinterlassen  hätte,  zunächst  als  nächste  Schwertraagen  die  Vormundschaft 
über  die  Schwester  zu  führen  haben)  sed  filias  reliquerit,  tutela  —  earum  fratri 
vel  proximo  generis  deputetur.  Kraut  a.  a.  O.  S.  167  führt  noch  die  L.  Angl, 
et  Verin  VI,  1,  5  an:  hereditatem  defuncti  filius  non  filia  suscipiat. 

2  Vgl.  Schröder  E.  G.  S.  9  und  die  bei  Kraut  a.  a.  O.  angeführten 
Quellen  Ssp.  III  45,  §  3,  die  man  is  Vormunde  sines  wifes;  Schwsp. :  der  man 
seynes  weybes  vogt  ist.  Es  sind  dies  allerdings  spätere  Quellen,  aber  ein 
Rückschluß  auf  die  für  meine  Zeit  in  Betracht  kommenden  Rechtsverhältnisse 
erscheint  vollkommen  gerechtfertigt. 

3  Im  Gegensatz  zu  der  unechten  Ehe,  bei  welcher  die  Munt  über  die 
Frau  nicht  dem  Manne,  sondern  dem  Vorstand  der  mütterlichen  Familie  zu- 
stand  (kebsehe). 

4  L.  Sax  42:  qui  mortuus  viduam  reliquerit  tutelam  eius  filius  quem  (es 
ist  dieses  wohl  in  etiam  si  zu  übersetzen)  ex  aliam  uxore  habuit,  accipiat. 
Daraus  erhellt  auch,  daß,  wenn  eine  Frau  mehreremals  verheiratet  gewesen 
war  und  sie  aus  den  früheren  Ehen  auch  Söhne  hatte,  nicht  diese  sondern  der 
Sohn  der  jüngsten  Ehe  ihr  Vormund  wurde.  Hatte  die  Witwe  keine  Söhne, 
so  wurde  der  Bruder  ihres  verstorbenen  Ehegatten  ihr  Vormund.  L.  Sax  42: 
Si  is  (filius)  defuerit,  frater  idem  defuncti.  Und  schließlich,  wenn  auch  dieser 
gestorben  war  oder  nicht  vorhanden  ist  L.  Sax  42:  proximus  patemi  generis 
eius  consanguineus. 
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Fällen,1  erlaubt,  ebenso  der  Verkauf,2  desgleichen  Verstoß, 
Verknechtung  und  Züchtigung.3 

Die  Entwicklung  des  Staatswesens  hat  es  mit  sich 
gebracht,  daß  die  Frau  aus  dem  engen  Kreise  des  ihr  auf¬ 
erzwungenen  Familienschutzverhältnisses  immer  mehr  heraus¬ 
kam  und  schließlich  bildete  sich  der  Staat  zu  einer  Ober¬ 
vormundschaftsbehörde  für  sie  aus.  Fehlte  der  Vormund, 
so  hatte  der  Richter  nach  verschiedenen  Volksrechten  einen 
solchen  zu  bestellen4. 

Rive5  drückt  diese  Umwandlung  und  das  Resultat  mit 
folgenden  Worten  aus:  ».  .  .  der  in  engeren  und  weiteren 
Kreisen  des  Gemeinwesens  vorgegangene  Wechsel,  das 
veränderte  Verhältnis  zwischen  der  Familie  und  der  Staats¬ 
gewalt  war  für  unser  Institut,  d.  h.  die  Geschlechtstutel 
von  durchgreifender  und  maßgebender  Bedeutung.  Die  Ver¬ 
schiedenheit  von  den  Zuständen  früherer  Zeiten  und  einer 
älteren  germanischen  Welt  tritt  nun  im  ganzen  in  der 
Erscheinung  hervor,  daß  der  Familien  verband  in  seiner 
Macht  und  Bedeutung  vor  der  entwickelteren  staatlichen 


1  Form,  über  Pap.  zu  Ed.  Roth  206,  non  licet  uxorem  interficere  ad 
suum  libitinum  sed  rationabiliter ;  Schröder  a.  a.  O.  R.  G.  66;  Brunner  a.  a.  O. 
I  103;  Ed.  Roth  221;  Kraut  a.  a.  O.  42,  46,  293;  Tac.  Germ.  Cap.  19. 

2  Grimm  R.  A.  461;  Stammler  a.  a.  O.  14;  dieser  führt  ein  Capitulare 
Karls  des  Kahlen  an  vom  Jahre  864,  das  von  dem  Verkauf  dreier  Söhne  aus 
Armut  usw.  spricht.  Tacitus  Ann.  IV  72:  postremo  corpora  coniugum  aut 
liberorum  servitio  tradebant.  L.  Baiuw:  et  si  non  habet  tantam  pecuniam  se 
ipsum  et  uxorem  et  filios  tradat,  merkwürdigerweise  steht  hier  nichts  von  den 
Töchtern,  ich  möchte  daher  annehmen,  daß  diese  scheinbar  ohne  weiteres  ver¬ 
kauft  werden  konnten. 

3  Vgl.  Dargun  a.  a.  O.  S.  49. 

4  Kraut  a.  a.  O.  169  und  die  angeführte  Literatur. 

5  a.  a.  O.  S.  220. 
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Organisation  .  .  .  bei  dem  einen  Stamme  mehr,  bei  dem 
anderen  weniger ,  überall  aber  bis  zu  einer  bestimmten 
Grenze  zurückgetrieben  ist,  so  daß  die  erstarkte  Zentral¬ 
gewalt  die  Funktionen  und  Garantie  in  der  Rechtsverwirk¬ 
lichung  in  erhöhtem  Maße  übernommen  hat.«  Die  Vor¬ 
mundschaft  über  die  Frauen  fand  nicht  mehr  ihre  Grenze 
in  der  Familie,  sondern  die  Entwicklung  des  Staates  brachte 
die  sich  steigernde  Emanzipation  der  Frau  von  dieser  Ge¬ 
schlechtstutel. 

Die  Folge  dieser  Abschwächung  war,  daß  sobald  die 
Frau  die  für  die  Altersvormundschaft  eingeführten  Mündig¬ 
keitstermine  überschritten  hatte,  die  Geschlechtsvormundschaft 
nicht  mehr  in  ihrer  früheren  ganzen  Bedeutung  wirksam 
wurde,  sondern  sich  nur  noch  Reste  davon  zeigten.  Die 
Frau  war  nicht  mehr  absolut  unfähig,  das  eigene  Gut  zu 
verwalten  und  zu  beherrschen,  sie  war  aber  immer  noch  in 
gewisser  Hinsicht  von  der  Zustimmung  des  Vormunds  ab¬ 
hängig  und  zwar  verschieden  in  den  einzelnen  Volksrechten.1 
Geblieben  ist  dem  Vormund  die  Vertretung  in  allen  recht¬ 
lichen  Angelegenheiten ,  namentlich  vor  Gericht  ist  er  der 
Vertreter  resp.  Beistand  seines  Pflegebefohlenen  (denn  Mündel 
im  altersvormundschaftlichen  Sinne  ist  er  nicht  mehr),  und 
derselbe  auch  geblieben2,  er  hatte  sie  zu  rächen,  wenn  sie 
verletzt  wurde  und  die  Buße  zu  beanspruchen,  ebenso 
mußte  er,  im  langobardischen  Recht  wenigstens 3,  wenn  diese 
eine  Buße  verwirkt  hatte,  die  Summe  erlegen  (natürlich  aus 
dem  Vermögen  des  Mündels). 


1  Rive  a.  a.  O.  S.  231  ff. 

2  Schröder  E.  G.  4;  Kraut  362  ff.,  jedoch  konnte  später  die  Frau  auch 
selbst  klagen,  vgl.  Kraut  S.  365  und  die  dort  angeführten  Belege. 

3  Schröder  E.  G.  4;  Kraut  I,  S.  143  ff.;  Walter  a.  a.  O.  479;  Ed. 
Liudbr.  148. 
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Hieraus  folgt,  daß  er  das  Vermögen  des  Mündels  in 
Händen  hatte  und  verwaltete  und  sehr  wahrscheinlich  auch 
den  Nießbrauch  davon  zog1. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  die  Frage,  welche 
Rechte  dem  Vormund  hinsichtlich  der  Verehelichung  seiner 
Pflegebefohlenen  zustanden.  Da  die  Rechtslage  in  dieser 
Beziehung  bei  den  einzelnen  Volksstämmen  verschieden  ist, 
sollen  hier  zunächst  die  Quellen  wiedergegeben  werden. 

Liutpr.  12:  Pater  autem  aut  frater  potestatem  habeant, 
cui  aut  in  quali  etate  voluerit  dandum  aut  spunsandum  filiam 
aut  sororem  suam. 

ibid.  1 1  9 :  Si  quis  filiam  suam  aut  sororem  sponsare  vo¬ 
luerit,  habeat  potestatem,  cui  voluerit,  libero  tarnen  hominem. 

Ariprand  und  Albert  1,30  Vita  s.  Glodesindis  (Bouquet, 
Recueil  des  historiens  3,  461):  Pater,  nece  sponsi  prioris  au- 
dita,  puellam  —  rursus  cogit  ad  thalamum. 

Vita  s.  Salabergae  (Bouquet,  a.  a.  O.  3,  Ö06):  parentes 
ejus  —  contra  puellae  voluntatem  eam  cuidam  —  in  matri- 
monio  tradiderunt. 

E.  Roth  196:  si  quis  mundium  de  muliere  librera  aut 
puella  in  potestate  habens  excepto  patre  aut  fratre  et  —  alii 
invitam  ad  maritum  tradiderit  —  amittat  mundium  ipsius. 

L.  Wisig.  III,  Tit.  3,  c.  1 1 :  Illi,  qui  puellam  ingenuam 
vel  viduam  absque  regia  iussione  marito  violenter  praesump- 


1  Kraut  I,  S.  227,  243  ff.  Anders  dagegen  Rive  S.  233.  Ganz  klare 
Beweisführung  bezügl.  des  Nießbrauches  läßt  sich  bei  den  andern  Volksrechten 
wegen  der  Dürftigkeit  der  in  ihnen  darüber  enthaltenen  Bestimmungen  nicht 
führen.  Bei  anderen  Völkern  war  die  Vormundschaft  so  gemindert,  daß  sie 
sich  nur  noch  in  der  Zustimmung  bei  der  Auflassung  erkennen  läßt.  Vgl.  hierzu 
die  bei  Schröder  E.  G.  5  angeführten  Stellen;  Kraut  II,  274,  Anm.  18  und 
Rive  S.  232,  Anm.  5. 
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serint  dare,  quinque  libras  auri  ei,  cui  vim  fecerint,  cogantur 
exsolvere:  et  hujus  modi  coniugium,  si  mulier  dissentire  pro- 
batur  irritum  nihilominus  habeatur. 

L.  Wisig.  III,  Tit.  i,  c.  7:  De  puella,  si  ad  petitionem 
ipsius  is,  qui  natalibus  eius  videtur  aequalis  accesserit  petitor, 
tune  patruus  sive  fratres  cum  proximis  parentibus  colo- 
quantur,  si  velint  suscipere  petitorem:  ut  aut  communi  vo- 
luntate  iungantur,  aut  communi  iudicio  denegetur. 

L.  Sax.  7,3,4:  Qui  viduam  ducere  velit,  off  erat  tutori 
pretium  emtionis  eius,  consentientibus  ad  hoc  propinquis  eius. 
Si  tutor  abnuerit,  convertat  se  ad  proximos  eius,  si  forte 
aliquid  dicere  velit  dare  possit. 

L.  Alam.  Hloth.  54,  1 :  si  quis  filiam  alterius  non  spon- 
satam  acciperit  ad  uxorem,  si  pater  eius  eam  requirit,  reddat 
eam  .  .  .  ead.  5 1 :  si  quis  über  uxorem  alterius  contra  legem 
tulerit  reddat  eam.  Form,  ad  Ed.  Roth  217:  Maria  cum  D. 
tuo  tutore  te  apellat  M.  quod  tu  es  sua  altia  et  malo  ordine 
subtrahis  te  de  sua  adulteritia. 

Es  hat  hiernach  die  Frage,  ob  und  wie  weit  der  Vor¬ 
mund  das  ihm  anvertraute  Mädchen  gegen  des  letzteren 
Willen  verloben  oder  zur  Ehe  zwingen  konnte,  zu  den  ver¬ 
schiedenen  Zeiten  und  in  den  einzelnen  Volksrechten  keine 
gleichmäßige  Beantwortung  gefunden. 

a)  Nach  langobardischem  Recht  hatte  der  Vormund 
ursprünglich  unbegrenzte  Freiheit  in  der  Verehelichung  eines 
Mündels,  auch  gegen  des  Mündels  Willen.  Später  stand 
dieses  Recht  nur  noch  dem  Vater  und  dem  Bruder  des 
Mädchens  zu.  Andere  Vormünder  besaßen  es  nicht  mehr. 
Für  sie  galt  (Liutpr.  120)  ut  nec  ad  liberum  hominem  eam 
ad  maritum  dare  praesumat  absque  eius  voluntate.  Noch 
im  Ed.  Rothari  196  und  namentlich  182  ist  dieses  Zwing¬ 
recht  des  Vormundes  ganz  allgemein  und  in  strengster  Form 
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statuiert.  Bei  Liutpr.  1 2  und  1 1 9  findet  sich  demgegenüber 
die  beträchtliche  Abschwächung  jener  Strenge.  Unsere  aus 
wesentlich  späterer  Zeit  (12.  Jahrhundert)  stammende  Äuße¬ 
rung  bei  Ariprand  und  Albert  1,  30  spricht  schließlich  über¬ 
haupt  nur  noch  von  dem  Vater. 

Der  Vormund  handelte  als  solcher  aus  eigener  Macht¬ 
vollkommenheit,  ohne  an  die  Zustimmung  eines  Familienrats 
gebunden  zu  sein.  Aber  seine  Macht  hat  offenbar  ein  ver¬ 
hältnismäßig  frühzeitiges  Ende  gefunden.  Bei  Erreichung 
eines  gewissen  Alters  (nach  Ed.  Liutpr.  1 2  und  1 1 2  mit  dem 
12.  Jahr)  konnte  jedoch  das  Mädchen  seinen  eigenen  Willen, 
auch  gegen  den  des  Vormunds,  durchsetzen.  Von  da  ab 
hörte  also  der  Heiratszwang  auf. 

b)  Anders  verhielt  es  sich  bei  den  Westgoten.  Hier 
gab  es  keinen  Heiratszwang,  sondern  nur  ein  Verloberecht 
des  Vormundes,  obwohl  von  manchen  den  Westgoten  die 
Kenntnis  der  Geschlechtsvormundschaft  überhaupt  abge¬ 
sprochen  wird1.  Nach  der  einen  Stelle  (III,  3,  11)  muß  es 
als  sicher  gelten,  daß  in  Hinsicht  auf  die  Verlobung  das 
Mädchen  sich  den  Willen  des  Vormundes  allerdings  auf¬ 
dringen  lassen  mußte.  Allein  wenn  der  Vormund  solcher¬ 
maßen  gegen  den  Willen  des  Mädchens  handeln  wollte,  so 
bedurfte  er  dazu  königlicher  Genehmigung.  Handelte  es 
sich  um  eine  Witwe,  so  mußten,  wie  sich  aus  der  anderen 
Stelle  (III,  1,  7)  zweifelsfrei  ergibt,  vor  Ausübung  des  Zwangs 
auch  die  nächsten  Verwandten  gefragt  werden.  Obwohl 
diese  Stelle  nur  die  Witwe  ausdrücklich  erwähnt,  ist  kein 
Grund  ersichtlich,  warum  dieser  Satz  nicht  allgemeine  Geltung 
gehabt  haben  soll.  Auch  andere  Schriftsteller  bringen  ihn, 

1  Diese  streitige  Frage  ist  mit  Schröder,  Eheliches  Güterrecht  I,  S.  7» 
Rive  a.  a.  O.  I,  S.  226  und  Walter  a.  a.  O.  S.  480  zu  bejahen.  Allerdings 
ist  der  einzige  Überrest  der  Geschlechtsvormundschaft  eben  jenes  Verloberecht. 
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ohne  gerade  seine  Einschränkung  auf  die  Witwe  in  den 
Vordergrund  zu  stellen 1. 

c)  Bei  den  Burgundern  war  die  Rechtslage  im  wesent¬ 
lichen  dieselbe  wie  bei  den  Westgoten.  Namentlich  hin¬ 
sichtlich  des  Heiratszwangs  galt,  daß  dieser  bei  der  Witwe 
nicht  ohne  Zustimmung  der  Familie  stattfinden  konnte2.  Nach 
L.  Burg  87,  1,  2  hat  es  übrigens  den  Anschein,  als  ob 
jegliches  Zwingrecht  in  dieser  Hinsicht  mit  dem  1 5.  Lebens¬ 
jahr  des  Mündels  sein  Ende  gefunden  habe. 

d)  Was  die  Sachsen  betrifft,  so  ist  aus  der  angeführten 
Stelle  der  lex  Sax.  zu  entnehmen,  daß  auch  hier  der  Vor¬ 
mund  wohl  das  formale  Recht  des  Heiratszwangs,  wenigstens 
hinsichtlich  der  Witwe,  besaß,  immerhin  konnte  er  aber 
keinen  willkürlichen  Gebrauch  davon  machen,  sondern  er 
war  auch  hier  an  die  Zustimmung  der  nächsten  Angehörigen 
gebunden. 

Wie  verhielt  es  sich,  wenn  das  Mädchen  gegen  den 
Willen  des  Vormundes  heiratete?  Die  Quellen  sind  hier 
dürftig.  Bei  den  Langobarden  scheint  nach  der  zitierten 
Stelle  (Form  ad.  Ed.  Roth.  217)  die  Tat  verpönt  gewesen 
zu  sein.  Ob  der  Vormund  des  Mädchens  zurückzufordern 
berechtigt  war,  läßt  sich  aus  den  Quellen  mit  Sicherheit 
nicht  erkennen.  Bei  den  Alamannen  dagegen  konnte  nach 
der  einen  Stelle  (54,  I)  der  Vater  ein  Rückforderungsrecht 
geltend  machen,  ja,  nach  der  anderen  Stelle  (51)  muß  es, 
wegen  der  allgemeinen  Fassung  (reddat  eam)  ohne  näheren 
Zusatz,  als  wahrscheinlich  gelten,  daß  jeder  Vormund  bei 
den  Alamannen  die  gegen  seinen  Willen  zur  Ehe  getretene 
Jungfrau  zurückzufordern  berechtigt  war. 


1  Kraut  a.  a.  O.  S.  326. 

*  L-  Burg  44,  2;  52,  3. 
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Vergegenwärtigen  wir  uns  nochmals  das  in  diesem 
Kapitel  Gesagte,  so  ist  festzustellen: 

Die  Frau  stand  in  einem  weit  größeren  Abhängigkeits¬ 
verhältnis  zu  der  Familie  resp.  ihrem  Gewalthaber,  als  die 
Familienmitglieder  männlichen  Geschlechtes.  Diese  wurden 
selbst  mündig  mit  der  Gründung  einer  selbständigen  Wirt¬ 
schaft.  Solange  sie  im  Hause  des  Vaters  blieben,  standen 
sie  unter  dessen  Vormundschaft,  von  dem  Moment  ihrer 
Wehrhaftmachung  stand  es  ihnen  jedoch  frei,  sich  jederzeit 
einen  Hausstand  zu  gründen.  Die  Frau  konnte  das  nicht, 
sie  blieb  ihr  ganzes  Leben  lang  unter  einem  Schutzverhältnis 
nicht  aus  individuellen  Gründen,  sondern  aus  generellen, 
was  allerdings  sich  immer  mehr  abschwächte,  so  daß  nur 
noch  Reste  übrig  geblieben  waren.  In  der  für  diese  Ab¬ 
handlung  in  Betracht  kommenden  ältesten  und  fränkischen 
Zeit  bestand  dieses  Schutz  Verhältnis  jedoch  noch. 


II.  Die  Verlobung  und  Trauung. 

Bei  der  Verlobung  spielt  gerade  der  Vormund  eine 
seiner  wichtigsten  Rollen.  Im  letzten  Abschnitte  wurde 
festgestellt,  daß  er  in  ältester  Zeit  sogar  das  Recht  hatte, 
sein  Mündel  zur  Heirat  zu  zwingen,  eventl.  auch,  falls  sie 
sich  gegen  seinen  Willen  verheiratet  hatte,  sie  zurückzu¬ 
fordern.  In  den  Zeiten,  welche  hier  in  Betracht  kommen, 
ist  von  diesem  Recht  wenig  übrig  geblieben,  nach  wie  vor 
jedoch  hat  die  Geschlechtsvormundschaft  einen  recht  er¬ 
heblichen  Einfluß  beim  Zustandekommen  einer  Ehe  gehabt. 

Die  vertragsmäßige  Ehe  beruhte  auf  dem  Brautkauf. 
Bei  der  großen  Bedeutung  der  Ehe  für  den  einzelnen 
Menschen  und  hauptsächlich  für  die  beiden  Sippen,  welche 
an  der  Eheschließung  beteiligt  waren,  ist  es  nicht  zu  ver¬ 
wundern,  daß  sich  eine  Menge  Sitten  und  Gebräuche  an 
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die  Verheiratung  anschlossen.  Eine  Erläuterung  derselben 
gehört  nicht  in  den  Rahmen  der  Arbeit,  ich  verweise  da¬ 
her  auf  die  näheren  Ausführungen  bei  Weinhold 1.  Ein¬ 
geleitet  wurde  die  Eheschließung  im  allgemeinen  durch  die 
vorausgegangene  Werbung  2.  Sie  hatte  den  Zweck,  bei  der 
Familie  des  Mädchens  anzufragen,  ob  überhaupt  Stimmung 
bei  dieser  vorhanden  sei,  auf  die  Verhandlung  einer  Ver¬ 
lobung  einzugehen.  Gewöhnlich  ging  zu  diesem  Zwecke 
der  Freier  nicht  persönlich  hin,  sondern  schickte  einen  seiner 
nahen  Verwandten  oder  Freunde,  einen  sogenannten  Für¬ 
sprecher,  hie  und  da  befand  er  sich,  wie  Weinhold  3  erzählt, 
unter  der  Schar  der  als  Begleitung  dem  Fürsprecher  mit¬ 
gegebenen  Gefolgschaft. 

Diese  Werbung  findet  sich  bei  allen  Völkern  wieder4. 
Rechtlich  ist  sie  nichts  anderes  als  die  Abgabe  der  Willens¬ 
erklärung  seitens  des  Mannes  und  seiner  Sippe,  gerichtet 
an  die  andere  Sippe,  daß  er  eine  Ehe  mit  der  Angehörigen 
jener  eingehen  wolle,  mit  der  gleichzeitigen  Anfrage,  ob 
diesem  Unternehmen  Sympathie  entgegengebracht  werde. 

Die  Ehe  selbst  wurde  abgeschlossen  ursprünglich  zwi¬ 
schen  der  ganzen  Sippe,  später  zwischen  dem  Bräutigam 
und  der  Sippe  resp.  dem  Vormund  der  Frau.  Eine  Ein¬ 
willigung  der  Braut  wurde  nicht  gefordert,  da  diese  Gegen¬ 
stand  des  Kaufes  war.  Der  Bräutigam  zahlte  den  Kauf¬ 
preis  an  die  Sippe  der  Braut,  welcher  durch  den  Fürsprecher 
mit  dieser  vereinbart  wurde  (Wittum,  mundium,  meta,  mund- 
schatz,  mundr  5). 

1  a.  a.  O.  S.  285. 

2  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  69. 

3  a.  a.  O.  S.  285  ff. 

4  Vgl.  Weinhold  a.  a.  O.  S.  285  und  die  dort  angegebene  Literatur. 

5  Über  die  sprachliche  Bedeutung  dieser  Bezeichnungen  vgl.  Schräder 
a.  a.  O.  552,  554. 
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Die  Höhe  des  Wittums  war  ursprünglich  nicht  fest 
fixiert,  sondern  der  Verabredung  beider  Teile  überlassen. 
Später  treffen  wir  gesetzlich  festgelegte  Sätze1.  Die  Ursache 
für  dieses  Fixieren  ist  wohl  darin  zu  suchen,  daß  diese  als 
Sühne  nach  stattgehabter  Entführung  ursprünglich  als  Munt¬ 
brüche  in  Berechnung  kam2,  andererseits  vielleicht  auch 
um  der  Entführung  vorzubeugen;  denn  es  war  wohl  ganz 
natürlich,  daß,  sobald  der  Vormund  nicht  wollte,  daß  sein 
Mündel  sich  mit  dem  Werber  verheiratete,  er  einen  außer¬ 
gewöhnlich  hohen  Kaufpreis  verlangte,  sich  darauf  berufend, 
daß  für  ihn  eben  das  Mündel  so  viel  wert  sei;  die  Folge 
wird  gewöhnlich  dann  gewesen  sein,  daß  dieser  den  Betrag 
nicht  erschwingen  konnte  und  daher  zu  dem  einfachen  Mittel 
der  Entführung  griff  und  dadurch  zu  einer  Erschütterung 
des  Friedens  und  zur  Entstehung  von  Fehden  Anlaß  gab. 

Von  anderer  Seite  wird  behauptet,  das  Wittum  sei 
überhaupt  kein  Kaufpreis  gewesen,  sondern  eine  Gegengabe, 
es  hätte  überhaupt  kein  Brautkauf  existiert,  sondern  der 
Vormund  hätte  die  Frau  an  den  Bewerber  geschenkt,  dieser 
hätte  dann  seinerseits,  da  den  Germanen  eine  Schenkung 
ohne  Gegenschenkung  nicht  bekannt  war,  eine  Gegengabe, 
das  Wittum  gegeben3.  Ich  bezweifle  die  Richtigkeit  dieser 
Ansicht  mit  Hinweis  auf  die  vorhin  genannten  Stellen, 
in  denen  wörtlich  das  Wort  »emere«  gebraucht  ist.  Zuzu¬ 
geben  ist,  daß  Schenkungen  im  heutigen  Sinne  den  Germanen 
unbekannt  waren;  sie  kannten  nur  den  Grundsatz  der  Ent- 


1  L.  Sax  6,  i,  uxorem  ducturus  CCC  solidos  det  parentibus  eius;  eod.  io, 
i,  CCC  solidis  emat.  Desgl.  L.  Alam  51,  1;  52,  2;  54  u.  a.  m. 

2  Schröder  a.  a.  O.  70,  Anm.  61. 

3  Vgl.  v.  Amira,  Obligationenrecht  der  Nordgermanen  I,  S.  533.  Er 
verweist  hierbei  auf  das  Wort  »Brautgift«  oder  Brautgabe,  dieses  kann  aber 
keine  andere  Bedeutung  gehabt  haben  als  die  der  Übergabe  nach  Zahlung  des 
Kaufpreises. 
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geltlichkeit,  Verträge  über  unentgeltliche  Leistungen  waren 
unwirksam  und  deshalb  bedurfte  auch  Schenkung  einer,  wenn 
auch  nur  geringen  Gegenleistung  (lang,  launegild).  Der 
Normal  vertrag  des  germanischen  Rechts  war  Kauf  oder  Tausch  \ 
Gesetzlich  fixiert  finden  wir  das  Rechtsgeschäft  bei  den 
Langobarden,  Burgundern,  Sachsen  und  Westgoten 1  2 

Hatte  der  Bräutigam  den  Kaufpreis  bezahlt,  so  erfolgte 
von  seiten  der  Sippe  resp.  des  Vaters  oder  sonstigen  Vor¬ 
mundes  der  Frau  die  feierliche  Übergabe  (Trauung)  der¬ 
selben  an  den  Bräutigam.  Mit  dieser  Übergabe  ging  gleich¬ 
zeitig  alles  über,  was  irgendwie  in  rechtlichem  Zusammen¬ 
hang  mit  der  Braut  stand,  d.  h.  also  sowohl  die  Vormund¬ 
schaft  über  sie,  als  auch  ihr  Vermögen 3.  Man  darf  nicht 
außer  acht  lassen,  daß  der  Kauf  nicht  mehr  den  früher 
besprochenen  Charakter  des  Frauenkaufs  hatte,  sondern  viel¬ 
mehr  ein  familienrechtlicher  Akt  geworden  war.  Dem  wider¬ 
sprechen  auch  nicht  die  oben  angeführten  Stellen,  in  wel¬ 
chen  von  einem  Kauf  der  Braut  die  Rede  ist.  Es  wird  dies 
am  besten  aus  dem  heutigen  Sprachgebrauch  ersichtlich. 

Wie  man  heute  von  einem  Hauskauf  spricht,  obwohl 
nicht  das  Haus,  sondern  das  Eigentum  am  Haus  gekauft 


1  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  63;  Grimm,  R.  A.  601. 

2  L.  Sax  7,  3,  qui  viduam  ducere  velit  offerat  tutori  pretium  emtionis 
eius  eod.  18  Lito  regis  liceat  uxorem  emere  ...  L.  Wisig  III,  1,  2,  si  pater 
de  filiae  nuptiis  ...  et  de  pretio  convenerit,  eod.  4,  7:  .  .  ,  ille  pretium  det 
parentibus.  L.  Burg  34,  2  .  .  .  quantum  pro  pretio  ipsius  dederat  eod  42: 
pretium  quod  de  nuptiis  eius  inferendum  est  u.  a.  m. 

3  Vgl.  Brunner  98.  L.  Burg  100  ut  maritus  ipse  facultatem  ipsius  mulieris 
sicut  in  ea  habet  protestatem  ita  et  de  omnes  res  suas,  habeat,  eodem  diplom. 
Langobard  I,  134  vom  Jahre  769  A.  tradidit  nepte  sua  etc.  Form.  Langobard 
21  bei  Walter  559:  seneca  (der  bisherige  Vormund)  per  hanc  crosnam  mitte 
sub  mundio  hanc  cum  omnibus  rebus  mobilibus  et  immobilius  seu  familiis  qui 
ei  legitimi  pertinent. 
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wird,  so  sprach  man  von  Brautkauf,  obwohl  der  Gegenstand 
des  Kaufes  nicht  die  Frau,  sondern  das  mundium,  die  Vor¬ 
mundschaft  über  die  Frau,  war.  Es  mußte  zu  diesem  Zwecke 
daher  auch  die  Tochter  tatsächlich  dem  Manne  in  Adoption 
übergeben  werden  \  Dieses  geschah  durch  die  Übergabe 
einer  Waffe  als  Zeichen  der  Gewalt,  Umarmung  und  Ein¬ 
hüllung  in  ein  Gewand  des  Adoptierenden,  oder  dadurch, 
daß  dieser  die  Frau  auf  ein  Knie  setzte.  Bezüglich  sonstiger 
bei  diesem  Akte  beobachteter  Gebräuche  ist  auf  die  aus¬ 
führlichen  Darstellungen  von  Weinhold  zu  verweisen.  Durch 
die  Abschließung  des  Kaufes  und  die  Bezahlung  des  Kauf¬ 
preises  allein  bekam  also  der  Bräutigam  noch  nicht  die 
Vormundschaft  über  seine  Braut,  sondern  hierzu  war  erfor¬ 
derlich,  daß  diese  tatsächlich  auch  übergeben  wurde.  Ed.  Roth, 
Cap.  216:  si  quis  puellam  liberam  .  .  .  sponsatam  habuerit  et 
contigerit  Casus,  ut  ipsa  ante  moriatur  quam  a  patre  aut 
fratre  .  .  .  tradita  fuerit,  tune  meta  (diese  Bezeichnung  für 
den  Kaufpreis  ergibt  sich  aus  Ed.  Roth  Cap.  182,  189,  19 1, 
Ed.  Liutbr.,  88,  102)  quae  data  est  ab  ipso  sponso  reddatur 
ei;  aut  sponsus  recipiat  tantum,  quantum  in  ipsa  meta  dedit. 
Nam  aliae  res  ipsius  sint,  qui  mundium  eius  in  potestate 
videtur  habere,  eo  quod  ante  traditionem  mortua  est1  2. 

Den  Hergang  bei  einer  germanischen  Eheschließung 
beschreibt  Tacitus  Germ.  18  ausführlich:  dotem  non  uxor 
marito,  sed  uxori  maritus  offert.  Intersunt  parentes  et  pro- 


1  Schröder  a.  a.  O.  R.  G.  7 1 ;  Brunner  a.  a.  O.  S.  99 ;  v.  Amira,  Grund¬ 
riß  S.  1 1 7 ;  Stobbe  a.  a.  O.  S.  9  ff. ;  Schräder  a.  a.  O.  S.  1 1 7 ;  v.  Amira  Nordg 
O.  A.  I.  535,  539. 

2  Ebenso  Ed.  Roth,  Cap.  178,  183,  184,  190.  Daher  mußte  der  Vor¬ 
mund  der  Braut  dem  Bräutigam,  wenn  er  ihm  diese  nicht  sogleich  übergab, 
Bürgschaft  stellen,  daß  er  dieselbe  unter  seine  Vormundschaft  geben  würde, 
sobald  er  es  verlange.  Form,  ad  et  Roth  C.  19 1.  Form.  Langob  20  et  21. 
(Walter  3,  557). 
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pinqui  ac  munera  probant,  munera  non  ad  delicias  muliebres 
quaesita,  nec  quibus  nova  nupta  comatur,  sed  boves  et 
frenatum  equum  et  scutum  cum  framea  gladioque.  In  haec 
munera  uxor  accipitur  atque  in  vicem  ipsa  armorum  aliquid 
viro  offert  .  .  .  Wir  begegnen  hier  auch  einer  Adoptions¬ 
gabe,  von  der  Schröder  die  später  in  fast  allen  Volksrechten 
vorkommende  Morgengabe  ableitet  \ 

Bezüglich  des  Ortes,  wo  die  Eheschließung  stattfand, 
gehen  die  Meinungen  auseinander.  Grimm1  2  u.  a.  m.  be¬ 
haupten,  die  Verlobung  sei  in  dem  feierlichen  Ring  der 
Volksgenossenschaft  erfolgt.  Sie  berufen  sich  dabei  auf  die 
Wurzel  des  Wortes  vermählen  usw.  Diese  Auffassung  scheint 
schon  im  Hinweis  auf  Tacitus  falsch,  der  ja  ausdrücklich 
sagt:  „intersunt  parentes  et  propinqui“,  von  einem  weiteren 
Kreis  also  nichts  erwähnt  3 4. 

An  die  Trauung  knüpfte  sich  dann  noch  die  „Heim¬ 
führung“  der  Braut  in  das  Haus  des  Bräutigams  zur  Voll¬ 
ziehung  des  ehelichen  Beilagers,  durch  das  die  Ehe  nach 
der  vorherrschenden  Ansicht  erst  zum  rechtlichen  Abschluß 
kam  3. 

Dagegen  könnte  man  einwenden,  daß  Sachsenspiegel 
III  45  §  3  besagt:  „Die  man  is  Vormunde  sines  wives  to 
hant,  als  sie  yme  getreuwet  wert“,  woraus  hervorgeht,  daß 
die  Trauung,  d.  h.  die  feierliche  Übergabe  der  Braut  an  den 
Bräutigam  für  den  Übergang  der  Vormundschaft  auf  diesen 
genügte.  Aber  der  Eintritt  der  Frau  in  die  volle  eheliche 
Genossenschaft,  also  insbesondere  in  die  Standesgenossen- 

1  Schröder  a.  a.  O.  S.  70. 

2  a.  a.  O.  S.  433. 

3  Schröder  a.  a.  O.  70;  Rive  a.  a.  O.  I,  241;  Sohm,  Recht  der  Ehe¬ 
schließung  62;  Tac.  Germ.  18. 

4  Schröder  a.  a.  O.  71;  Sohm  a.  a.  O.  88  ff.,  96  ff.;  Friedberg,  Recht 
der  Eheschließung  22  ff.;  v.  Amira  a.  a.  O.  I,  540,  II,  674. 

Köster,  Die  germanischen  Eheschließungsformen  usw.  ■? 


Schaft  mit  dem  Manne,  war  durch  das  eheliche  Beilager 
bedingt,  denn  die  angeführte  Sachsenspiegelstelle  fährt  fort: 
dat  wif  is  ok  des  mann  es  genotynne  to  hant  als  sie  in  sin 
bette  tritt.  Vgl.  Ssp.  i  45  §  1:  al  ne  si  en  man  .  .  .  se  is 
sin  genotynne  un  tritt  in  sin  recht,  svenne  se  in  sin  bette 
gat.  Es  wird  also  ein  ganz  deutlicher  Unterschied  zwischen 
der  Trauung  und  dem  Beilager  und  seinen  Folgen  gemacht. 

Ursprünglich  bildeten  die  einzelnen  zur  Gründung  der 
Ehe  gehörigen  Akte  eine  juristische  Einheit.  Später  sehen 
wir  eine  Änderung  insofern,  als  Verlobung  und  Trauung  in 
zwei  getrennte  Akte  verfielen  \  Am  deutlichsten  geben  für 
diese  Spaltung  die  langobardischen  Rechtsquellen  Zeugnis. 
Bevor  wir  auf  diese  Dinge  näher  eingehen,  ist  noch  ein 
kurzer  Blick  auf  den  Fall  zu  werfen,  wenn  Braut  und 
Bräutigam  für  ihre  Person  verschiedenen  Rechtsgebieten 
angehörten.  Die  germanische  Anschauung  war  im  großen 
und  ganzen  die,  daß  ein  jeder  auch  außerhalb  des  Kreises 
seiner  Stammesgenossen  nach  dem  Rechte  behandelt  wurde, 
in  welchem  er  geboren  war1  2.  Dieser  Satz  kann  aber  nur 
mit  der  Einschränkung  gegolten  haben,  daß  er  der  altger¬ 
manischen  Rechtsanschauung  nicht  entsprochen  hat,  soweit 
eigentliche  Fremde  in  Betracht  kamen,  das  Prinzip  der 
persönlichen  Rechte  galt  also  nur  für  Reichsangehörige, 
nicht  für  Reichsfremde  3. 


1  Vgl.  zu  den  nächsten  Ausführungen  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen 
Güterrechts  I  31 1;  Brunner  a.  a.  O.  S.  97. 

2  Vgl.  Stouff,  Principe  de  la  personalit£  S.  16  ff.  Brunner  a.  a.  O.  383. 
Dagegen  Sohm  Zeitschrift  f.  Rechtsgesch.  I,  S.  62. 

3  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  S.  383  und  die  dortige  Literatur.  Wir  finden 
diesen  Grundsatz  bezüglich  des  Wergeides,  der  öffentlichen  Strafen  und  Bußen, 
im  Rechtsgange  und  beim  Abschluß  von  Verträgen  nur  bezüglich  der  dem 
Frankenreich  angehörenden  Nationen,  nicht  aber  der  außerhalb  desselben 
liegenden. 
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Dementsprechend  wurden  bei  Eheschließungen  die  ver¬ 
schiedenen  Rechte  berücksichtigt,  falls  die  Ehegatten  ver¬ 
schiedenen  Stämmen  angehörten.  Gleich  dem  bei  dem 
Abschluß  von  Verträgen  bewahrten  Grundsätze  galt  dem¬ 
nach  auch  für  die  Form,  in  welcher  der  Bräutigam  sich  bei 
der  Verlobung  rechtlich  verpflichtete,  das  Recht  seines 
Stammes.  Schröder 1  führt  hierfür  als  Beispiel  an,  daß 
Clodovech  bei  seiner  Verlobung  mit  der  Tochter  des  Bur¬ 
gunderkönigs  Gundobad  sich  nach  fränkischem  Rechte  mit 
ihr  verlobte  „legati  offerentis  solidum  et  denarium,  ut  mos 
erat  Francorum  etc.“.  Alles  was  mit  der  Braut  zummen- 
hing,  mit  ihrem  mundium,  dem  Kaufpreis  für  die  Ablösung 
usw.  richtete  sich  nach  ihrem  Stammesrecht.  Dies  spricht 
ganz  deutlich  das  Ed.  Liutpr.  127  aus:  si  quis  Romanus 
homo  mulierem  Langobardam  tolerit  et  mundium  ex  ea 
fecerit,  also  ein  Römer,  der  eine  Langobardin  heiratete, 
mußte  ebenfalls  das  mundium  erwerben. 

Dementsprechend  muß  auch,  solange  die  Form  der 
Eheschließung  den  Charakter  des  Brautkaufes  beibehalten 
hatte,  für  die  Trauung  das  Recht  der  Braut  und  ihres 
Muntwaltes,  d.  h.  ihres  Stammes,  gegolten  haben. 

Daß  eine  Trennung  des  einheitlichen  Aktes  der  Ehe¬ 
schließung  in  der  fränkischen  Zeit  sich  entwickelte,  ist  durch 
die  Rechtsquellen  erwiesen.  Tac.  Ann.  I  55  spricht  schon 
von  Arminius:  filiam  eius  (Segesti)  alii  pactam  rapuerat. 
Als  weiterer  Beweis  ist  eine  von  Brunner  angeführte 2 
langobardische  Verlobungsurkunde  vom  Jahre  966  (Cod. 
diplomaticus  Cavensis  II  p.  31)  zu  nennen:  Memoratorium 
factu  a  me  Maghenolfus  filius  quondam  Madi  eo  quod  in 
Nuceria  ante  subsriptorum  testium  per  vona  combenientia 


1  Schröder  E.  G.  I,  S.  55,  Anm.  3. 

Jenaer  Literaturzeitung  1876  Nr.  32,  S.  499. 
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et  vona  sua  bolumtate  guadia  mihi  dedit  Petrus  filius  Bisantii 
de  locum  Sarnu  et  mediatorem  (fideiusorem)  mihi  posuit 
Petrus  filius  quondam  ...  et  Adelghisi  diaconus  filius 
Sarni  .  .  .  tali  ordine  ut  isto  mense  februario  stante  diem 
una  daret  mihi  at  legitimam  uxorem  habendum  Monda  filia 
sua.  Et  si  ipsa  eadem  filia  sua  mihi  legitimam  uxorem  in 
dictum  constitutum  mihi  non  dederit,  obligavit  se  per  ipsa 
eadem  guadia  ad  componendum  nobis  quinquaginta  auri 
solidos  constantinos  et  per  invitis  ipsa  filia  sua  mihi  legitimam 
uxorem  daret  unde  ividem  praesens  per  baculum  ipse 
Petrus  ipsa  filia  sua  mihi  legitimam  uxorem  tradidit  et 
arre  a  me  recepit  pro  ipsa  filia  sua  solidum  aureum  con- 
stantinum  unum,  et  per  ipsum  eadem  baculum  ipsius 
Petri  recommandavi  ipsa  filia  sua  usque  in  dictum  con¬ 
stitutum  ut  illam  aput  me  legitimam  uxorem  remitteret  ipsa 
guadia,  sicut  illam  mihi  guadia  habui.  Et  hunc  brebem 
scribsi  ego  Ildericus  subdiaconus  et  notarius  qui  interfui. 

Der  Inhalt  der  Urkunde  ist  der,  daß  Petrus  seine 
Tochter  dem  Maghenolfus  in  Form  des  Wettvertrages  ver¬ 
lobt  und  hierfür  zwei  Bürgen  stellt.  Derselbe  verpflichtet 
sich  hierdurch  zur  Tradition  (Trauung)  seiner  Tochter  binnen 
einer  bestimmten  Frist.  Kommt  er  mit  seiner  Leistung  in 
Verzug,  so  zahlt  er  50  Goldsolidi  als  Buße.  Der  Bräutigam 
seinerseits  zahlt  sofort  einen  Goldsolidus  als  Arrha  (Hand¬ 
geld).  Merkwürdig  ist  diese  Urkunde,  weil  nur  von  seiten 
des  Vormundes  gewettet  wird,  während  der  Bräutigam  nur 
das  Handgeld  zahlt.  Es  entspricht  dies  nicht  den  allge¬ 
meinen  Grundsätzen  des  Kontraktrechtes,  wo  von  beiden 
Seiten  gewettet  werden  mußte,  daher  ebensowenig  auch  den 
bei  der  Verlobung  sonst  beobachteten  Formen.  Bei  dieser 
mußte  im  allgemeinen  von  beiden  Seiten  gewettet  werden, 
wie  sich  aus  verschiedenen  Gesetzesstellen  ergibt,  also  ent¬ 
sprechend  dem  Kontraktrecht.  Vgl.  Lib.  Papiensis,  Form. 
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Ed.  Roth.  192  (M.  G.  Leg.  IV  p.  333):  Tu  pater  feminae  da 
vadiam  ei  quod  tu  des  ei  eam  ad  uxorem  et  mittas  sub 
mundio;  et  tu  (sponsus)  vadiam  da,  quod  eam  accipias;  et 
qualis  se  subtraxerit,  componat  solidos  mille.  Der  Vormund 
verpflichtete  sich  also  zur  Hingabe  der  Braut  bei  Strafver¬ 
meidung,  während  der  Bräutigam  sich  bei  Strafvermeidung 
verpflichtete,  die  Frau  entgegenzunehmen.  Ich  möchte 
hieran  anknüpfend  auch  gleichzeitig  der  Entwicklung  ge¬ 
denken,  die  die  ursprüngliche  Idee  des  Brautkaufes  durch¬ 
gemacht  hat. 

Ein  verbindlicher  Vertrag  war,  wie  schon  oben  bemerkt 
wurde,  nach  der  germanischen  Rechtsanschauung  nur  dann 
vorhanden,  wenn  beiderseits  eine  materiell  entsprechende 
Gegenleistung  für  die  Leistung  des  Kontrahenten  erfolgt 
war.  Unentgeltliche  Leistungen  kannten  die  Germanen 
nicht;  mindestens  mußte,  wenn  eine  eigentliche  Gegenleistung 
fehlte,  eine  formell  entsprechende,  die  die  Gegenleistung 
andeutete,  geleistet  werden.  Diese  formelle  Leistung  hieß 
arrha,  launegild,  Handgeld  K  Leistung  und  Gegenleistung 
mußten  Zug  um  Zug  erfolgen,  alles  bar  gegen  bar,  es  waren 
daher  die  Verträge  nichts  anderes  als  Kauf-  oder  Tausch¬ 
verträge.  Dies  zeigt  sich  entsprechend  auch  wieder  bei  der 
Eheschließung.  Der  dabei  geschlossene  Vertrag  war  der 
Kauf  der  Frau  oder  vielmehr  des  Mundiums  über  die  Frau. 
Es  hatte  sonach  der  Bräutigam  als  Gegenleistung  ursprüng¬ 
lich  den  vollen  Kaufpreis  zu  entrichten.  Die  Eheschließung 
war  ein  Realkontrakt.  In  dem  Moment,  wo  die  allgemeine 
Rechtsauffassung  Formalkontrakte  zuließ,  d.  h.  Abgabe  von 
Willenserklärungen,  die  nicht  mit  der  Leistung,  sondern  nur 
mit  der  bloßen  Solennität  verbunden  waren,  übertrug  sich 


1  Schröder  R.  G.  53;  Sohm  R.  d.  E.  28  ff.;  v.  Amira  A.  O.  R.  I, 
333  ff->  506  ff. 
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dies  auch  auf  die  Eheschließung.  Der  Formalkontrakt  des 
deutschen  Rechtes  war  die  „Wette“.  Seine  Form  war  nicht 
wie  im  römischen  Recht  der  Gebrauch  der  Schrift,  sondern 
Übergabe  der  „festuca“,  eines  Stabes.  Sobald  dieser  über¬ 
geben  war,  war  der  Kontrakt  geschlossen  und  da  er  an  sich 
eine  volle  wertlose  Sache  repräsentierte,  konnte  später  an 
seiner  Stelle  auch  etwas  anderes,  wie  ein  Handschuh,  über¬ 
geben  werden.  Ein  Vermögenswert  sollte  also  hier  nicht 
repräsentiert  werden,  wie  es  früher  unbedingt  nötig  war,  son¬ 
dern  es  sollte  nur  durch  die  Übergabe  der  Moment  gekenn¬ 
zeichnet  werden,  in  welchem  die  beiderseitigen  Willen  auf  die 
Veränderung  des  Rechtsverhältnisses  gerichtet  waren;  er 
er  sollte  dadurch  sichtbar  werden. 

Dieser  ganze  Vorgang  wird  als  »Wette«  bezeichnet. 
Die  Wette  ist,  wie  Sohm1  sagt,  Mittel  der  rechtlich  binden¬ 
den  Willenserklärung.  Ursprünglich  mit  der  Bürgschaft 
zusammenfallend,  wurde  sie  später  für  die  verschiedensten 
Zwecke  gebraucht,  z.  B.  für  die  Ablegung  des  Urteilserfüllungs- 
verlöbnisses  und  für  das  Versprechen  einer  Konventional¬ 
strafe.  Sobald  der  Formalkontrakt  auch  für  die  Ehe¬ 
schließung  erlaubt  war,  kam  der  Verlobungsvertrag  durch 
die  beiderseitigen  Wetten  des  Vormundes  und  Bräutigams 
zustande;  die  des  ersteren  hatte  den  Inhalt,  daß  er  durch 
Wette  (per  festucam,  baculum  etc.)  sich  verpflichtete,  die 
Braut  zu  übergeben;  die  des  Bräutigams  dagegen,  daß  er 
die  Braut  entgegennehmen  werde.  Die  Weiterbetrachtung 
der  Entwicklung,  des  Verlobungsvertrages  durch  Eid  und 
Handschlag  und  schließlich  die  Selbstverlobung  gehört  nicht 
hierher. 

Zwischen  diesen  beiden  Entwicklungsstadien  der  Ver¬ 
tragsformen  treffen  wir  ein  anderes,  in  welchem  noch  an 


1  a.  a.  O  S.  35. 
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der  Idee  des  Kaufes  festgehalten  wird.  Solange  die  Leistung 
Zug  um  Zug  erfolgte,  d.  h.  der  Bräutigam  seinen  Kaufpreis 
bezahlte  und  dann  sofort  als  Gegenleistung  die  Trauung  er¬ 
folgte,  bestand  für  ihn  keine  Gefahr.  Sobald  aber  die  Trauung 
eintrat,  mußte  er  vorleisten1,  um  dadurch  seinen  Ernst,  den 
Vertrag  abzuschließen,  darzutun.  Hierbei  setzte  er  sich  der 
Gefahr  aus,  daß  er  unter  Umständen  seine  Leistung  be¬ 
wirkte,  ohne  die  Gegenleistung  zu  erlangen.  Es  gab  hier 
wohl  gesetzliche  Bestimmungen,  wie  z.  B.  im  Ed.  Roth.  Cap. 
215:  .  .  .  tune  meta,  quae  data  fuerat  ab  illo  sponso,  reddatur 
ei  tan  tum  quantum  in  ispa  meta  dedit,  um  diesem  Verlust 
vorzubeugen,  aber  wir  finden  solche  Bestimmungen  nur  in 
vereinzelten  Fällen.  Im  übrigen  bildete  sich  in  der  Form 
der  Zahlung  der  Arrha,  des  Handgeldes,  ein  Institut  aus, 
das  dieser  Vorleistung  das  Risiko  nahm,  jedoch  der  Rechts¬ 
auffassung  Genüge  leistete,  indem  sie  tatsächlich  als  Leistung 
der  einen  Vertragspartei  auf  gef  aßt  wurde,  wenn  sie  auch 
nicht  den  gleichen  materiellen  Wert  hatte,  wie  die  Gegen¬ 
leistung  des  andern,  juristisch  war  der  Vertrag  geschlossen, 
wenn  die  Arrha  bezahlt  war.  Sie  war  keine  Teilzahlung 
oder  Abschlagszahlung 2  noch  sonst  eine  Leistung  zur  Be¬ 
friedigung  des  Vertragsgegners,  sie  wurde  dem  Geber  nicht 
gutgerechnet  oder  vom  Kaufpreis  abgezogen,  sondern  ver¬ 
folgte  einzig  und  allein  den  Zweck,  den  Vertrag  auf  einer 
juristischen  Basis  zustande  zu  bringen.  Durch  sie  wurde 
der  Schein  gewahrt,  als  wäre  der  zu  ihrer  Zeit  noch  not¬ 
wendige  Realkontrakt  tatsächlich  abgeschlossen  worden. 

Die  Arrha  wurde  ebenso  verwandt,  um  Schenkungen 
in  die  Form  entgeltlicher  Kontrakte  einzukleiden3;  es  erklärt 

1  Vgl.  Ed.  Roth  179,  180,  182,  183,  215. 

2  Wie  diese  ja  auch,  nebenbei  gesagt,  möglich  war.  Vgl.  Ed.  Roth.  178. 

3  Vgl.  Ed.  Liutpr.  73 :  ...  de  donatione  quae  sine  launechild  aut  sine 
thingatione  facta  est,  nemine  Stare  debeat. 
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sich  denn  auch  weiter,  daß  der  Vormund  die  Arrha  stets 
behielt,  auch  dann,  als  schon  der  bei  der  Übergabe  zu  zah¬ 
lende  Kaufpreis  zur  »dos«  sich  umgewandelt  hatte  und  seine 
Zahlung  durch  die  traditio  cartae  ersetzt  war. 

Die  Verlobung  selbst  enthielt  in  der  Zeit,  wo  bei  der 
Trennung  von  Verlobung  und  Trauung  an  der  Form  des 
Brautkaufes  festgehalten  wurde,  folgende  Vorgänge:  Vor 
allem  mußte,  nachdem  die  persönliche  Freiheit  der  Frau 
mehr  Anerkennung  und  Erweiterung  erfahren  hatte,  die 
Einwilligung  des  zu  verlobenden  Mädchens  vorhanden 
sein,  es  sei  denn,  daß  sie  Tochter  oder  Schwester  des  Ver- 
lobers  war.  Vater  und  Bruder  hatten,  wie  u.  a.  aus  Ed. 
Roth.  195  (si  quis  mundium  habens  .  .  .  excepto  pater  aut 
frater  alii  in  vi  tarn  ad  maritum  tradere  voluerit)  her  vor  geht, 
ein  sehr  umfangreiches  Gewaltrecht,  das  ihnen  erlaubte,  auch 
die  Tochter  oder  Schwester  auch  ohne  ihren  Willen  zu  ver¬ 
heiraten.  Dann  folgte  in  Anlehnung  an  die  Sitte  des  Bar¬ 
kaufes  die  Verabredung  des  Preises.  Dieser  wurde,  wie 
wir  gesehen  haben,  von  dem  Bräutigam  entweder  vorge- 
leistet  oder  teilweise  bezahlt  oder  nur  verwettet,  wobei  für 
die  Erfüllung  Bürgen  gestellt  wurden*  1.  War  dies  geschehen, 
so  übergab  der  Verlober  die  Braut  unter  Mitüberreichung 
bestimmter  Trauungssymbole  dem  Bräutigam,  erhielt  die 
Braut  dann  aber  sofort  wieder  von  diesem  im  Wege  einer 
Rücktrauung  zurück 2.  Es  entsprach  offenbar  noch  nicht 
dem  allgemeinen  Rechtsbewußtsein,  daß  die  beiden  Akte 
auseinander  fielen,  und  man  versuchte  daher,  sich  auf  diese 
Weise  zu  helfen,  indem  scheinbar  die  Trauung  direkt  an 
die  Zahlung  angeschlossen  wurde. 


2  Vgl.  die  schon  vorhin  angeführte  Urkunde  vom  Jahr  966:  ...  et  per 
ipsum  eadem  baculum  ipsius  Petri  recommandavi  ipsa  filia  sua  usque  in  dictum 
constitutum. 

1  Ed.  Liutbr.  11 7 . fideiussore  .  .  . 
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Nach  der  Rückgabe  erfolgte  dann  in  Form  einer  Wette 
und  Bürgenstellung  der  gegenseitige  Vertrag,  in  welchem 
sich  der  Bräutigam  zur  Annahme  der  Braut,  der  Verlober 
zur  endgültigen  Trauung  verpflichtete1. 

Der  Kaufpreis  (Wittum  mundium,  meta)  war  ursprünglich 
unfixiert;  später  finden  wir  in  allen  Rechten  feste  Taxen, 
im  burgundischen  Recht  15 — 20  Solidi,  im  alemannischen  40, 
im  salfränkischen  30 — 6272,  im  ribuarischen  50,  im  sächsi¬ 
schen  300  Solidi2.  Dieser  Fixierung  ist  wohl  keine  andere 
Bedeutung  zuzuschreiben  als  die,  daß  die  Gesetzgeber  es 
für  nötig  fanden,  eine  Steigerung  bis  ins  Unendliche,  d.  h. 
für  den  Bräutigam  Unmögliche  dem  Vormund  zu  benehmen 
und  somit  auch  gleichzeitig  die  Grundlage  für  einen  even¬ 
tuellen  Raub  und  Fehde  zu  entfernen.  Daß  die  Deutschen 
die  Frau  als  unschätzbares  Gut,  wie  Sohm  (Eheschließung  23) 
meint,  betrachteten,  und  daß  darauf  die  Taxation  zurückzu¬ 
führen  sei,  will  mir  nicht  zutreffend  erscheinen,  ebensowenig, 
daß  dies  der  gesetzliche  Preis  war,  vielmehr  sollte  wohl  nur 
eine  oberste  Grenze  gezogen  werden,  unter  welcher  zu 
bleiben  niemanden  verwehrt  blieb. 

Das  Wittum  selbst  erhielt  stets  noch  der  Vormund,  dem 
es  natürlich  freistand,  es  ganz  oder  teilweise  der  Frau  zu 
überlassen.  Als  es  jedoch  immer  mehr  Sitte  wurde,  die 
Zahlung  des  Preises  erst  dann  erfolgen  zu  lassen,  wenn  die 
Braut  übergeben  wurde,  scheint  ein  rechtlicher  Anspruch 
der  Frau  auf  Überlassung  des  Kaufpreises  gegen  ihre  Ver¬ 
lober  aufgekommen  zu  sein.  Später  wurde  dann  überhaupt 
direkt  vom  Bräutigam  an  die  Braut  die  Zahlung  geleistet 


1  Vgl.  die  bei  Schröder  R.  G.  S.  301  angeführte  Stelle.  Lib.  Pap. 
Roth.  182,  exp.  §  1  ...  da  wadiam  martino  quod  filiam  tuam  ei  trades 
uxorem  ...  et  tu  da  wadiam  quod  tu  eam  accipies,  desgl.  Roth  190 — 192,  178. 

2  Vgl.  Schröder  E.  G.  78,  Kraut  I  316  ff.  Weinhold  210. 
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und  es  blieb  dem  Verlober  nur  die  oben  erwähnte  Arrha, 
gleichsam  als  ein  gewisses  Entgelt,  obgleich  es  ursprünglich 
juristisch  nichts  anderes  als  das  Handgeld  war. 

Der  Kaufpreis  wurde  schließlich  zu  einer  Witwen  Ver¬ 
sorgung  und  wurde  an  die  Braut  durch  Übergabe  einer 
Wittumsurkunde  bei  der  Verlobung  versprochen. 

Die  Trauung  selbst  war  die  traditio  puellae,  die  Über¬ 
gabe  der  Braut  mitsamt  der  Übertragung  der  Vormund¬ 
schaft,  und  mit  allem,  was  in  irgend  einem  rechtlichen  Ver¬ 
hältnis  zu  der  Braut  stand.  Vgl.  Lib.  Pap.  Roth  182,  exp. 
§  1  ...  ei  trades  uxorem  et  eam  sub  mundio  cum  rebus 
ad  eam  pertinen tibus  mittes.  Von  der  andern  Seite  erfolgte 
dann,  falls  nur  eine  Teilzahlung  oder  Arrha  von  seiten  des 
Bräutigams  geleistet  war,  die  Zahlung  der  noch  ausstehenden 
Summe  oder  des  ganzen  Betrages.  Erst  mit  der  Trauung 
trat  die  Braut  aus  dem  Hause  ihres  Vormundes  in  das  des 
Bräutigams  über  und  hiermit  begann  dann  das  eheliche  Leben. 

Über  das  Verhältnis  von  Verlobung  und  Trauung  war 
eine  heftige  Polemik  seiner  Zeit  zwischen  Sohm  und  Fried¬ 
berg  ausgebrochen,  die  in  der  herrschenden  Meinung  zu 
dem  Resultat  geführt  hat,  daß  sowohl  der  eine  wie  der 
andere,  jeder  eine  extreme  Richtung  vertretend,  den  Wert 
einerseits  der  Verlobung,  andererseits  der  Trauung  über¬ 
schätzt  habe1. 

Der  Grundgedanke  Sohms  ist  folgender:  In  seiner 
Eheschließung  (22)  erklärt  er  die  Verlobung  als  Vertrag 
zwischen  Bräutigam  und  Vormund,  welcher  den  Kauf  des 
Mundiums  über  das  Mädchen  zum  Gegenstand  habe.  In 


1  Vgl.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung,  Trauung  und  Verlobung;  Fried¬ 
berg,  Verlobung  und  Trauung  und  R.  d.  E. ;  Rive,  Vormundschaft;  Schröder, 
R.  G.  und  E.  G. ;  Meier,  Jenaer  L.  Z.  1876;  Brunner,  J.  L.  Z.  1876  und 
R.  G.  Kraut,  Vormund schaft. 
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seiner  Trauung  erklärt  er  als  den  Zweck  des  Vertrags  den 
Kauf  der  Braut  selbst.  Am  besten  bezeichnet  man  die  Ver¬ 
lobung  wohl  als  die  Übertragung  der  durch  das  objektive 
Recht  bestimmten  Fülle  von  Rechten  an  der  Braut,  also 
hauptsächlich  des  mundiums,  auf  den  Bräutigam,  mit  der 
gleichzeitigen  Verpflichtung,  die  Trägerin  der  Rechte  eben¬ 
falls  zu  übergeben.  Die  Trauung  ist  dann  die  Übertragung 
der  Braut  mit  diesen  Rechten. 

Sohm  versucht,  an  der  Hand  des  Sachenrechts,  d.  h. 
der  Eigentumsübertragung  an  Liegenschaften,  den  Dualismus 
von  Verlobung  und  Trauung  zu  erklären;  die  Verlobung 
habe  dem  Kaufverträge,  die  Trauung  der  Auflassung  ent¬ 
sprochen.  Wie  das  Veräußerungsgeschäft  bei  Liegenschaften 
der  wahre  Erwerbsgrund  sei,  so  bilde  den  Erwerbsgrund 
bei  der  Eheschließung  der  Brautkaufvertrag,  d.  h.  die  Ver¬ 
lobung.  Dieser  Gedanke  Sohms  tritt  in  seinem  Werke  um 
so  schärfer  hervor,  als  dieser  Forscher  in  eingehender  Be¬ 
weisführung  dartut,  daß  die  Übertragung  des  Besitzes  (d.  i. 
Investitur)  bei  den  Germanen  kein  Rechtsgeschäft  gewesen 
sei.  »Die  Auflassung  ist  im  Mittelalter  kein  Rechtsgeschäft, 
sondern  nur  Besitzübertragung«  (Sohm,  Recht  der  Ehe¬ 
schließung,  S.  86).  Analog  verhält  es  sich  nach  Sohm  mit 
der  Verlobung.  »Der  Verlobungsvertrag  ist  ein  durch 
Zahlung  zum  Abschluß  zu  bringender  Realkontrakt,«  (ibid. 
S.  28)  und  die  Trauung  ist,  da  sie  eben  nur  traditio  puellae 
bildet,  ein  rein  tatsächlicher  Akt. 

Dies  alles  gilt  jedoch  nur  mit  einer  Einschränkung.  Der 
mittelalterliche  Begriff  des  Eigentums  deckt  sich  so  wenig 
mit  dem  unsrigen  wie  die  damalige  Verlobung  mit  dem 
heutigen  gleichnamigen  Institut.  Eigentumsübertragung  wie 
Verlobung  waren  bei  der  damaligen  Rechtslage  noch  nichts 
vollkommenes.  Denn  die  gedachten  Rechtsverhältnisse 
wirkten,  wie  Sohm  weiter  ausführt,  zunächst  nach  der  nega- 
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tiven  Seite  hin.  Wie  die  Wirkung  der  Eigentumsübertragung 
zunächst  darin  bestehe,  daß  der  Veräußerer  in  der  Verfügung 
über  die  Sache  beschränkt  sei  und  daß  Dritte  von  der  Ver¬ 
fügung  ausgeschlossen  sind,  so  sei  die  negative  Folge  der 
Verlobung  zunächst  die  Pflicht  zur  Treue.  Und  wie  die 
positiven  Rechte  aus  dem  Eigentum  (Recht  auf  die  Früchte) 
erst  mit  der  Investitur  existent  würden,  so  träten  die  posi¬ 
tiven  Wirkungen  der  Ehe  (z.  B.  das  Mundium  des  Mannes 
über  die  Frau)  erst  im  Augenblick  der  Trauung  ein. 

Diese  Konstruktion  hat  vielfache  Anfechtung  erfahren. 
In  der  Tat  läßt  sich  die  These  in  dieser  Form  nicht  auf¬ 
recht  erhalten*  Zunächst  hat,  wie  im  Gegensatz  zu  Sohm 
festzustellen  ist,  die  Verlobung  eine  ganz  positive  Wirkung, 
nämlich  die  Verpflichtung  zur  Eingehung  der  Ehe,  und  zwar 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeit.  Letzteres  ist  zwar  nicht 
mit  Sicherheit  für  alle  Volksrechte  nachzuweisen,  jedoch  so¬ 
wohl  das  westgothische  Recht  (L.  Wisig.  1,4)  als  auch  das 
langobardische  (Ed.  Roth.  178  und  Liutpr.  119)  enthalten 
Bestimmungen  darüber.  Es  muß  daher  als  zweifelhaft  an¬ 
gesehen  werden,  ob  diese  auch  auf  andere  Volksrechte  aus¬ 
gedehnt  werden  dürfen1. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  ist  die  Behauptung  Sohms 
nicht  unbedenklich.  Er  schreibt  dem  Verlobungsvertrag 
eine  ausgesprochene  dingliche  Wirkung  zu.  Das  erscheint 
nicht  angängig.  Wäre  beispielsweise  eine  Frau  mit  zwei 


1  Dafür  Schröder  E.  G.  I  Einleitung  §  1,  Rive  a.  a.  O.  I,  241;  dagegen 
Löning,  Vertragsbruch  I,  S.  142.  In  neuerer  Zeit  hat  das  Thema  mehrfache 
Behandlung  gefunden.  Vgl.  Gothein,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Familie  im 
Gebiete  des  Alamannischen  und  fränkischen  Rechts,  Festschrift.  Bonn  1897, 
S.  10  ff.  Bartsch,  Die  Rechtsstellung  der  Frau  als  Gattin  und  Mutter, 
Leipzig  1903,  S.  78  ff.  S.  83  ff.  Glaser,  Die  rechtliche  Natur  des  Verlöb¬ 
nisses.  Halle  1804,  S.  14  ff.  Hermann,  Zur  Geschichte  des  Brautkaufs  bei 
den  indogermanischen  Völkern,  Progr.  Nr.  847  Hansaschule  Bergedorf,  S.  21  ff. 
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Männern  verlobt,  so  müßte,  wenn  Sohms  Annahme  zuträfe, 
die  zweite  Verlobung  durch  die  erste  zu  Fall  gebracht  wer¬ 
den  und  namentlich  dem  ersten  Bräutigam  ein  Rückforde¬ 
rungsrecht  zustehen.  Davon  wissen  aber  die  Quellen  nichts. 
Allerdings  ist  hie  und  da  von  einem  Rückforderungsrecht 
die  Rede,  doch  steht  es  in  der  Regel  nicht  dem  Bräutigam, 
sondern  dem  Vormund  des  Mädchens  zu. 

Zugunsten  der  Sohm’schen  Annahme  scheint  hinwiederum 
zu  sprechen ,  daß  der  erste  Bräutigam  bei  anderweitiger 
Verlobung  seiner  Braut  manchmal  (z.  B.  nach  langobardi- 
schem  Recht,  Ed.  Roth.  19)  einen  Bußanspruch  in  Höhe  der 
doppelten  meta  hatte,  welch  letztere,  im  Falle  daß  der  Verlöbnis¬ 
bruch  mit  Einwilligung  des  Vormunds  geschah,  von  diesem 
zu  zahlen  war.  Indessen  wäre  die  Annahme,  daß  diese  Buße 
etwa  einen  Ersatz  für  die  nicht  rückgewährbare  Frau  bilde, 
verfehlt,  denn  die  doppelte  meta  ist  lediglich  Strafe  für  die 
Störung  des  Rechtsfriedens.  Sie  ist  abhängig  von  dem 
beim  Abschluß  des  Verlobungs Vertrags  bedungenen  Kauf¬ 
preis,  und  Sohm  gibt  selbst  zu,  daß  dessen  Entrichtung  nur 
eine  Förmlichkeit  ist,  keinesfalls  aber  dem  wirklichen  Wert 
des  Mädchens  entspricht.  Hiernach  kann  also  die  doppelte 
meta  keinen  Ersatz  für  das  nicht  mehr  ausübbare  Rück¬ 
forderungsrecht  bilden. 

Während  Sohm  also  dafür  eintritt,  daß  durch  die  Ver¬ 
lobung  die  Ehe  schon  zustande  gekommen  sei  und  nur  noch 
das  tatsächliche  Element  des  Rechtsgeschäfts,  die  Übergabe 
der  Braut  fehle,  hält  Friedberg  dagegen  die  Verlobung  nur 
für  ein  pactum  de  contrahendo,  sie  ist  der  Vertrag,  in  dem 
der  Mann  sich  verpflichtet,  das  Mundium  zu  kaufen,  während 
der  Vormund  die  Verpflichtung  übernimmt,  es  zu  verkaufen. 
Die  Trauung  ist  dann  erst  die  Eheschließung.  Wäre  dies 
richtig,  so  müßte  zwischen  der  Verlobung  als  dem  pactum 
und  der  Trauung  als  der  traditio  noch  ein  drittes  Moment 
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liegen,  nämlich  der  Abschluß  des  Kaufvertrages.  Von  diesem 
aber  ist  nirgends  etwas  in  den  Belegen  zu  finden,  demnach 
die  Behauptung  unbewiesen.  Es  wird  also  der  Verlobung 
gar  keine  weitere  rechtliche  Bedeutung  beigelegt,  sondern 
nur  der  Trauung. 

Das  eine  ist  Sohm  zuzugeben,  ursprünglich  glich  die 
Eheschließung  einem  sachenrechtlichen  Rechtsgeschäft,  aber, 
wie  im  zweiten  Abschnitte  auseinanderzusetzen  versucht 
wurde,  nur  ursprünglich.  In  der  Periode  aber,  aus  der  uns 
Rechtsquellen  überliefert  sind,  ist  von  einem  sachenrecht¬ 
lichen  Charakter  keine  Spur  mehr  übrig  geblieben,  auch 
nicht  von  einem  obligatorischen,  wenn  auch  die  äußere  Eorm 
des  Brautkaufes  erhalten  blieb. 

Wenn  wir  uns  den  vorhin  beschriebenen  Gang  einer 
Verlobung  vergegenwärtigen,  so  sieht  man  allerdings,  daß 
in  der  Verlobung  sich  alles  fast  schon  enthalten  findet,  was 
zur  Eheschließung  notwendig  ist,  bis  auf  zwei  Dinge:  nämlich 
die  Übergabe  war  nur  eine  Scheintrauung  gewesen,  ihre 
Vollziehung  ist  in  dem  zweiten  Akt  die  eigentliche  Trauung 
hineingelegt  und  der  Kaufpreis  ist  gestundet.  Beides  ist 
nur  durch  Verwertung  festgelegt.  Kommt  eine  der  beiden 
Parteien,  der  Vormund  der  Verpflichtung  zur  Übergabe, 
der  Bräutigam  der  zur  Annahme  der  Braut  und  Zahlung 
des  Kaufpreises  nicht  nach,  so  macht  er  sich  bußfällig  wegen 
Verlöbnisbruches.  Die  einseitige  Auflösung  der  Verlobung 
hat  nicht  die  Folge,  daß  der  auflösende  Teil  gezwungen 
werden  kann,  das  Verlöbnis  zu  halten  \  es  trifft  ihn  für 
seine  Handlungsweise  vielmehr  nur  eine  Strafe,  wie  sie  eben 
von  jedem  zu  tragen  ist,  der  seinen  Vertrag  nicht  innehält. 
Außerdem  sehen  wir  auch  hier  einen  grundlegenden  Unter¬ 
schied  zwischen  Verlobung  und  ihrer  Wirkung  und  der  der 


Vgl.  Löning  a.  a.  O.  I,  S.  142. 
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Ehe  insofern,  als  es  dem  Vormund  jederzeit  erlaubt  war,  die 
Frau,  auch  wenn  sie  schon  verlobt  war,  einem  andern  zu 
verloben  (Roth  190 — 193):  die  Folge  davon  war,  daß  die 
frühere  Verlobung  dadurch  aufgelöst  wurde  und  dem  ersten 
Bräutigam  nur  ein  Bußanspruch  verblieb.  Bei  der  Ehe  war 
ein  solches  Recht  dem  Verlober  nicht  gegeben  und  selbst 
bei  einer  Entführung  mit  Zustimmung  des  Muntwaltes  wurde 
die  bestehende  Ehe  nicht  aufgelöst,  wenn  auch  alle  Ver¬ 
wandten  damit  einstimmten,  abgesehen  natürlich  vom  Ehe¬ 
mann  selbst,  dessen  Zustimmung  die  Ehe  auflösen  würde 
(L.  Wisig.  III,  6.  5.).  Es  kann  daher  auch  aus  diesem 
Grunde  die  Sohm’sche  Ansicht  nicht  die  richtige  sein,  ob¬ 
wohl  andererseits  in  vielen  anderen  Fällen,  wie  z.  B.  in  den 
Gründen  für  straflose  Aufhebung  der  Verlobung  und  der 
Ehe,  die  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Rechten  für  beide 
die  gleichen  sind.  Letzteres  ist  aber  wohl  darauf  zurück¬ 
zuführen,  daß  die  rechtmäßige  Ehe  ein  Resultat  der  Ver¬ 
lobung  ist;  sie  ist  also  aus  ihr  herausgewachsen  und  daher 
nicht  unlogisch,  wenn  für  sie  beide  die  gleichen  Bestimmungen 
getroffen  sind,  zumal  sie  sich  meistens  auf  Fälle  beziehen, 
die  das  Wesen  der  Begründung  des  Familienlebens  in  seinem 
Innersten  treffen. 

Eine  Ausnahmestellung  nahm  die  Braut  insofern  ein, 
als  es  ihr  nicht  möglich  war,  einseitig  die  Verlobung  auf¬ 
zuheben;  sie  war  dem  Ehegatten  Treue  schuldig  und  wurde 
wie  eine  Ehebrecherin  bestraft1. 

Wenn  auf  Grund  dieser  Tatsache  eine  Gleichheit  von  Ver¬ 
lobung  und  Ehe  behauptet  wird,  so  wird  dabei  vergessen, 
daß  die  Braut  eigentlich  überhaupt  nicht  Vertragspartei  war, 
sondern  stets,  solange  die  Sitte  des  Brautkaufes  herrschte, 
das  Objekt,  um  das  sich  das  ganze  Rechtsgeschäft  drehte. 


1  Roth  179;  L.  Burg  52,  3  L.  Wisig  III,  I. 
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und  zweitens,  daß  ein  Treubruch  im  Brautstande  und  ein 
solcher  während  der  Ehe  das  zukünftige  oder  das  schon 
bestehende  Eheverhältnis  in  gleicher  Weise  in  Frage  stellte. 

Es  ist  nicht  genügend  andererseits,  wenn  wir  die  Ver¬ 
lobung  nur  als  obligatorischen  Vertrag  auffassen.  Sie  ist 
unbedingt  nötig,  um  der  Trauung  die  rechtlichen  Folgen 
der  Gültigkeit  der  Ehe  zu  geben.  Welche  Wirkung  eine 
Trauung  ohne  die  vorausgegangene  Verlobung  hatte,  habe 
ich  früher  schon  dargelegt,  das  Muntrecht  verblieb  dem 
Vormund.  Andererseits  war  aber  auch  eine  Trauung  un¬ 
umgänglich  nötig,  um  die  Folgen  der  Verlobung  ein  treten 
zu  lassen,  denn  erst  mit  ihr  ging  ja  das  Mundium  auf  den 
Bräutigam  über.  Diese  Tatsache  enthält  sowohl  einen  Gegen¬ 
beweis  gegen  die  Ansicht  Sohms  als  auch  gegen  die  von 
Friedberg.  Denn  nach  ihrer  Ansicht  wäre  trotzdem  eine 
rechtsgültige  Ehe  in  beiden  Fällen  zustande  gekommen. 
Nirgends  ist  in  den  Gesetzen  zu  finden,  daß  die  Verlobung 
an  sich  genügte.  Es  ist  vielmehr  stets  die  traditio  als  Er¬ 
fordernis  erwähnt.  War  die  Ehe  andererseits  ohne  Verlobung 
geschlossen,  so  mußte  diese  nachgeholt  werden1.  Die  zeit¬ 
liche  Folge  war  somit  auch  nicht  von  Bedeutung  und  hatte 
auch  nicht  die  Wirkung,  daß  mit  der  Verlobung  ein  Teil 
der  Wirkungen  der  Ehe  eintrat  und  mit  der  Trauung  der 
andere.  Vielmehr  kann  die  Verlobung  nur  als  ein  familien¬ 
rechtlicher  Vertrag  bezeichnet  werden,  aus  welchem  die 
Legitimität  der  Ehe  resultiert2.  Die  Rechtsgültigkeit  der 
Ehe  hing  von  der  Verlobung  ab.  Daß  wir  sie  einen  familien¬ 
rechtlichen  Vertrag  nennen,  ist  dadurch  zu  begründen,  daß 
sie  sich  ursprünglich  zwar  als  dinglichen  Vertrag  darstellte, 


1  Vgl.  Roth  183  und  die  bei  Schröder  R.  G.  301  erwähnte  Cart.  Lang  16 
und  Lib.  Pap.  Roth  182,  Ed.  Roth  189. 

2  Im  Einklang  mit  Schröder  E.  G.  und  Löning,  Kirchenrecht. 
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später  aber  sich  der  Entwicklung  der  Familie  und  der 
Stellung,  die  die  Frau  in  gesellschaftlicher  und  rechtlicher 
Beziehung  einnahm,  an  geschmiegt  hat.  Eine  dingliche  Wirkung 
ist  in  dieser  Zeit  für  die  Verlobung  nicht  mehr  nachzu weisen. 

Andererseits  aber  wäre  die  Bezeichnung  als  obligatorischer 
Vertrag  nicht  ausreichend.  Sie  wäre  zu  eng  und  wir  können 
der  Verlobung  auch  nicht  einen  solchen  Charakter  beilegen, 
da  diese  nicht  allein  die  Person  der  beiden  Kontrahenten, 
sondern  auch  das  Objekt  selbst  zu  einer  Leistung  verpflichtet, 
die  mit  den  übrigen  Leistungen  in  einem  gewissen  Zusammen¬ 
hänge  stehen. 


Vita 

Ich,  Roland  Köster,  geb.  i.  Juni  1883  als  Sohn  des 
Konsul  W.  Köster  zu  Mannheim,  besuchte  die  Universitäten 
zu  Straßburg,  München,  Heidelberg  zum  Studium  der 
Rechtswissenschaft  und  absolvierte  das  I.  iur.  Staatsexamen 
im  Jahre  1908. 


